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Die Übergabe eines Hofes im Wege der vorweggenommenen 
Erbfolge (Übergabevertrag) enthält zwar eine Bestim­
mung des Hoferben» Bin Antrag auf Peststellung des 
Hoferben kann jedoch nicht au^Jinen Übergab©vertrag 
gestutzt werden»
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In der Landwirtschaftssache
djjj|j^hgu geborenen M H B P  in

Antragstellerin, Beschwerde- und Rechtsbeschwerdeführerin,
- vertreten durch die Rechtsanwälte Br, 

in
md Br,

gegen
1. die Witwe Paula Freifrau S f l H p  voll und zu 

geborene K M H B i  in (■■■*, Kreis
2. Llmar Freiherr von und zu

3c Reci^oanwalt Br. in (Westfalen),
ScJHHMBstraße als Testamentsvollstrecker des 
verstorbenen Adolf Freiherr S f l H B v o n  und zu

Antragsgegner, Beschwerde- und Rechtsbeschwerdegegner,

- zu 1 und 2 vertreten durch die Rechtsanwälte Br, 
und Br.

v/egen Feststellung des Koferben

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Senat für 
Landwirtschaftssachen in der Sitzung vom 13. Bezember 1962 
unter Mitwirkung' des Senatspräsidenten Br. Tasche, der 
Bundesrichter Br. Augustin und Br. Piepenbrock sowie der 
landwirtschaftlichen Beisitzer Br.h.c. Berk und Schädel 
beschlossen;

T*I
f f

w

Bie Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß des 
10. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Hamm 
vom 25« Juli 1961 wird auf Kosten der Antragstel­
lern, die den Antragsgegnern die außergericht­
lichen Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens zu 
erstatten hat, als unzulässig verworfen.

Ber Geschäftswert für das Rechtsbeschwerde- 
verfahren wird auf 640 000 BM festgesetzt.

?
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G r ti n d e :

I.

Der am 17«. März 1956 im Alter von 81 Jahren verstor­
bene Adolf Freiherr S | f H B v o n  und zu (ini
folgenden Baron S f l i B  genannt) v/ar AlXeineigentümer eines 
in Kreis E M f e ?  gelegenen land- und
forstwirtschaftlichen Besitztums in einer Gesamtgröße von 
rund 750 ha mit einem Einheitswert von etwa 350 000 DM«, 
Hiervon entfallen auf die Landwirtschaft etwa 315 ha und 
auf die Forstwirtschaft etwa 435 ha«, Auf dem Schloß Bheder 
wird außerdem eine Brauerei betrieben, deren Einheitswert 
450 000 DM beträgto

Baron heiratete am 5. August 1914 die ge­
schiedene Ehefrau Olga BapH^pgeborehe Freiin von Lj 
(im folgenden Baronin Olga S f l H B  genannt). Aus deren 
Ehe mit dom Verwältungsgerichtsdirektor Karl B e f l i ß  stammt 
die am 25«. Juni 1901 geborene Tochter Erika (Antragstel­
lerin) o Durch Vertrag vom 19» Dezember 1934 nahmen Baron

seine Ehefrau Baronin Olga die Antrag­
stellern als gemeinschaftliches Kind an Kindes Statt an. 
Die Antragstellern heiratete am 22. September 1937 den 
Architekten Dipl.-Ing. Guido Graf: von
12. September 1937 hatte Baron mit seiner Adoptiv­
tochter und ihrem damaligen Verlobten, Graf von G p H H H B l ’ 
aus Anlaß der bevorstehenden Vermählung einen als Schen- 
kungc- und Ehevertrag bezeichneten notariellen Vertrag ge­
schlossen, durch den er der Antragstellerin sein Sägewerk 
in Hankensbüttel bei Cello mit Grundstücken, Gebäuden 
und Inventar übertrug und ihr einen Barbetrag von 
60 000 RIiI gewährte, von dem 50 000 RM erst nach seinem 
Tode ausgesahlt werden sollten. Wegen der Erfüllung dieses
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Vortrages hat die Antragstellerin sowohl mit ihrem Adoptiv­
vater wie auch nach seinem Tode mit dem von ihm in einem 
privatschriftlichen Testament vom 18* Mai 1952 eingesetzten 
Testamentsvollstrecker (Antragsgegner zu. 3) verschiedene 
Rechtsstreitigkeiten geführto Durch Urteil des Landgerichts 
Münster (2 0 265/59) vom 10. Mai41961 ist der Testaments­
vollstrecker vorurteilt worden, an die Antragstellern 
30 900 DM nebst 4 v.H. Zinsen seit dem 19« November 1956 
zu zahlen. In diesem Rechtsstreit ging es im wesentlichen 
um die Frage, ob Baron S^RHPl sich beim Abschluß des Ver­
trages vom 12. September 19.37 in einem die freieWill'ensbc- 
stimraung ausschließenden Zustande der Störung seiner Geistes 
tsitigkoit befunden hat.

Am 29« duni 1947 schloß Baron S^PPIPpmit seiner dama­
ligen Ehefrau Baronin Olga S 0 H P P ,  mit den Enkeln .einer 
seiner Schwestern, Rudolf und Melchior Alexander von Borries 
und mit seiner Adoptivtochter mehrero Verträge, durch die. 
er seinen Grundbesitz bis auf ein Restgut von 287 ha auf­
teilte. Eigentum des Barons ^ p p m  blieben außerdem das 
Schloß R ^ P H P  mit sämtlichen Wirtschaf tsgebäuden und dem 
lebenden und toten Inventar sowie die Brauerei. ; Baron ^flPi 
hielt sich an diese Verträge schon bald nach ihrem Abschluß 
nicht mehr gebunden. Er berief sich darauf, daß die Ver-, 
träge, nur deshalb geschlossen worden seien, weil man be­
fürchtet habe, am 1. Juli 1947 werde ein -einschneidendes 
Bodonroformgesetz in Krafttreten, was jedoch nicht der 
Fall gewesen sei. Rudolf und Melchior Alexander von Borries 
haben erklärt, daß sie die Verträge als gegenstandslos 
betrachten. Die Antragstellerin hält dagegen die mit ihr 
und ihrer Mutter geschlossenen Verträge für wirksam. Die 
nach den Grundbtückverkehrsvorschriften erforderliche 
Genehmigung ist insoweit rechtskräftig erteilt worden, 
als der Antragstellerin etwa 105 ha forstwirtschaftliche-
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Grundstücke übertragen v/orden sind« Hinsichtlich des der 
Antragstellerin übertragenen landwirtschaftlichen Grund­
besitzes ist die Genehmigung wegen mangelnder Wirtschafts­
fähigkeit der Brwerberin versagt worden* Sov/eit es sich 
um die mit der Mutter der .Antragstellerin geschlossenen 
Verträge handelt, ist das Genehmigungsverfahren für erle­
digt . erklärt worden, nachdem die Antragstellerin als 
Allcinerbin ihrer Mutter den Genehmigüngsantrag zurückge- 
nommen hat»

Die Beziehungen des Barons zu seiner Bhefrau
waren seit etwa 1945 immer gespannter geworden* hie Ehe­
leute lebten seit Sommer 1945 in. verschiedenen teilen 
des Schlosses getrennt» Baronin Olga warf
ihrem Ehemann insbesondere vor, er unterhalte mit der 
damals noch verheirateten Paula SeflB? die sich häufig 
auf Schloß B f l U  auf hielt, ehebrecherische, zumindest 
ehewidrige Beziehungen* Sie sah in den Beziehungen ihres 
Gatten zu Frau B ^ | ^  - der späteren Baronin Paula 
und Antragogegnerin zu 1- - die eigentliche Ursache der 
Schwierigkeiten in ihrer Ehe• Burch Urteil des Oberlandes- 
gcrichts Hamm vom 2* November 1948 wurde BaronS 
verurteilt, die häusliche Gemeinschaft mit Baronin Olga 

wioderhorzustellen und die Ehefrau Paula BeflHI 
aus dem Schloß zu entfernen* In diesem Rechts­
streit hatte Frau Befl^auf die Frage, ob sie mit Baron 
S flB B e h e w id rig e  Beziehungen unterhalte, die Aussage 
verweigert* Die Y/iderklage des Barons auf Schei­
dung, die er darauf gestützt hatte, seine Bhefrau habe ihn 
als einen geisteskranken Menschen hingestellt, wurde abge- 
v/ieson.

Durch Vertrag vom 23. November 1950 nahm Baron S 
den am 25. Dezember 1939 geborenen Elmar Freiherr von
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Amelunxen (Antragsgegner zu 2) an Kindes Statt an* Elmar 
Freiherr von der Sohn der Eheleute Gerichts­
arzt Ir o me do Ernst Freiherr von und ein Enkel
der Schwester des Barons N B B | 9 der Witwe Carola Frei­
frau von AflHm^^geb. Freiin von und zu 
Line Einwilligung der Baronin Olga S f | H B  2U dieser 
Adoption lag nicht vor* Durch Jeschluß des Amtsgerichts 
Brakei vom 1* März 1951 (X 7/51) wurde der Kindesannahmc- 
vortrag gerichtlich bestätigt* Bei der Beschlußfassung 
lag ein fachärztliches Zeugnis des Direktors der Universi- 
tätsnorvenklinik Göttingen* Prof* Dr* vom
14 - Oktober 1950 vor* in dem es heißt* Baronin Olga 
Spiegel* die sich seit dem 13* Oktober 1949 in der Univor- 
sitätsnervenklinik befand* biete das Krankheitöbild einer 
langsam verlöschenden schv/er Herzkranken bei hochgradigen 
geistigen Verfall mit Lähmung und apathischem Verfall*
Am 22* Februar 1951 teilte Prof. Dr. Ewald dem Amtsgericht 
Brakol auf dessen Anfrago mit* Baronin Olga Spiegel befinde 
sich seit Monaten in einem Zustand* in dem eine Verständi­
gung mit ihr nicht mehr möglich sei*

Am 17* Juli 1951 verstarb Baronin Olga 
Am l6o April 1952 heiratete Baron S f l H B  die am. 23« Juli 1900 
geborene Paula BeflHfc geh* (Antragsgegnerin zu 1) *
deren erste Ehe inzwischen geschieden worden war. Durch 
Vertrag vom 6* Juli 1953 vereinbarten Baron S j ü ^ J  und 
seine zweite Ehefrau für ihre Ehe die allgemeine Güterge­
meinschaft des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Gleichzeitig 
setzten die Ehegatten sich in diesem Vertrag unter Aufhe­
bung, eines Erbvertrages vom 24» Januar 1951«, durch den 
Baron S j H H V ^ 62* Antragsgegnerin zu 1 bereits vor der 
Heirat erhebliche VermögensZuwendungen gemacht hatte* derge­
stalt zu Erben ein* daß der Überlebende Vorcrbo des Erst- 
voroterbenden werden solle. Zum Nacherben des Zuorstver- 
sterbenden und alleinigen Erben des Letztversterbenden
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beriefen sie den Adoptivsohn Elmar* In dem Vertrag wurden 
verschiedene Vermögensgegenstände der Baronin Paula S f ^ l ,  
insbesondere ihr Haus in das bereits auf ihren
Namen eingetragen war, als Vorbehaltsgut erklärt* In dem.
Ehe- und Erbvertrag bestimmte Baron daß die
Antragstellerin, die er auf Drängen seiner ersten Ehe­
frau zu einer Zeit adoptiert habe, als er infolge einer 
schweren Kopfverletzung auf Grund eines Autounfalls krank 
daniedergelegen habe, nichts •:= mehr bekommen solle und sich 
die bisherigen Zuwendungen auf ihren Pflichtteil anrechnen 
lassen müsse* Durch Vertrag vom 2. November 1953 nahm 
Baronin Paula die keine '^.leiblichen Kinder hat,
mit Einwilligung ihres Ehemannes dessen Adoptivsohn eben­
falls an Kindes Statt an* In dem Erbvertrag vom 10* März 1954 
wiederholten die Eheleute Baren s f l B  und Baronin Paula 

die gegenseitige Erbeinsetzung und die Berufung 
dos Adoptivsohnes zum Nacherben« Sie bestimmten weiter, 
daß die Erbfolge des Adoptivsohnes entfalle, sofern der 
Überlebende, wozu er berechtigt sein solle, einen anderen 
als ihn zu seinem Erben berufe* Aus beiden Ehen des Barons 

sind keine leiblichen Kinder hervorgegangen*

Die Antragstellerin hält denJAdoptivvertrag vom 
23« November 1950, den Ehe- und Erbvertrag vom 6« Juli 1953 
und den Erbvertrag vom 10* März 1954 für nichtig, weil 
Baron SflHHl seit 1949 ununterbrochen, zumindest aber im 
Zeitpunkt des Abschlusses der Verträge geschäftsunfähig 
gewesen sei, die Rechtsakte außerdem sittenwidrig und 
wegen Drohung und Irrtums angefochten seien* Die Adoption 
des Elmar Freiherr von A H | s e i  auch deshalb unwirk­
sam, weil sie ohne die erforderliche Zustimmung der Baronin 
Olga erfolgt sei. Die Antragstellern glaubt,
wogen.der Nichtigkeit dieser Rechtsgeschäfte als einziger 
legitimer Abkömmling des Erblassers Hoferbin geworden 
zu sein. Hilfsweise vertritt sie die Ansicht, sie sei durch
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die Verträge vom 29. Juni 1947, die Baron S 0 H B  mit ihr 
und ihrer Mutter, deren Alleinerbin sie sei, geschlossen 
habe, im Wege der vorweggenommenen Hoferbfolge als Hoferbin 
eingesetzt worden,

Bio Antragstellerin hat beantragt festzustellen, daß 
3ie mit dem Tode ihres Adoptivvaters Hoferbin geworden 
sei, und ihr ein Hoffolgezeugnism erteilen. Außerdem 
hat sie beantragt, die Verträge vom 29. Juni 1947 zu ge­
nehmigen, soweit die Genehmigung noch nicht erteilt worden 
ist, und festzustollen, daß sie bereits auf Grund der 
Verträge von 1947 Hoferbin geworden sei, und ihr insoweit 
ein Hoffolgezeugnis zu erteilen. Hilfsweise verlangt die 
Antragstellerin von den Antragsgegnern Auskunft über den 
Bestand des Nachlasses, Rechnungslegung und Leistung des 
Öffenbarungseides sowie Zahlung des hiernach sich ergebenden 
Pflichtteils.

Das Amtsgericht (Landwirtschaftsgericht) hat eine Teil­
entscheidung erlassen. Bs hat festgestellt, daß die Antrag­
stellerin nicht Hoferbin nach dem Baron Spiegel geworden 
ist, und den Antrag auf Erteilung eines Hoffolgezeugnissos 
zurückgewiesen. Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin 
hatte keinen Erfolg. Mit der Rechtsbesehwerde verfolgt die 
Antragsteilerin ihre bisherigen Anträge weiter. Die Antrags- 
gegnor bitten um Zurückweisung des Rechtsmittels.

Die Rechtsbesehwerde ist, da sie vom Oberlandesgericht 
nicht zugeiaasen ist (§ 24 Abs. 1 LwVCf) und auch keiner 
der Bälle des § 24 Aba. 2 Nr. 2 LwVG vorliegt, nur zuläs­
sig, wenn daa Beschwerdegericht von einer in der Rechts-

4
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beschwerdebegründung angeführten Entscheidung eines der in 
§ 24 Abs. 2 Kr. 1 LwVG bezeichneten Gerichte abgewichen 
ist und der Beschluß auf dieser Abweichung beruht.

Der Bundesgerichtshof hat sich schon wiederholt mit 
der Abv/eichungsrechtsbeschwerde befaßt (vgl. die Abhand­
lung von Pritsch* RdL 1959? 172 und die dort angeführte 
Rechtsprechung). Zahlreiche Entscheidungen des Senats ent­
halten Grundsätze * die für das gegenwärtige Verfahren von 
Bedeutung sind. Hiernach findet § 24 Abs. 2 Nr. 1 LwVG 
nur dann Anwendung, wenn das Beschwerdegericht eine be­
stimmte Rechtsfrage anders beantwortet hat, als dies in 
der Entscheidung eines der für die Abweichung in Betracht 
kommenden Gerichte geschehen ist. Dabei muß es sich um 
die gleiche Rechtsfrage handeln. Es genügt deshalb für eine 
Abweichung nicht, daß gleiche oder ähnliche Tatbestände 
verschieden beurteilt worden sind. Ein Rechtsverstoß allein 
vermag die 2ulässigkeit der Rechtsbeschwerde nach § 24 
Abs. 2 Kr. 1 LwVG nicht zu rechtfertigen. In der Rechts­
beschwerdebegründung ist außer der genauen Bezeichnung der 
Entscheidung und der Rechtsfrage, €ie von der angeführten 
Entscheidung anders als vom Beschwerdegericht beantwortet 
sein soll, im einzelnen darzulegen, inwiefern beide Ent­
scheidungen diese Rechtsfrage abweichend beantworten und 
wieso die angefochtene Entscheidung auf dieser Abweichung 
beruht (vgl. hierzu vor allem Beschluß des Senats vom 
5. Oktober 1954, V BLw 45/54, BGHZ 15, 5 = RdL 1954,
331).

A)

Das Oberlandesgericht hat die Feststellung des Amts­
gerichts, daß die Antragstellerin nicht Hoferbin nach dem 
Baron Spiegel geworden sei, bestätigt. Es hat zwar das
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Verfahren erster Instanz insofern beanstandet, als nur eine 
negative, nicht aber eine positive Feststellung Uber die 
Hoferbfolge getroffen Yfurde. Das Beschwerdegericht hat es 
jedoch fUr sachdienlich gehalten, Uber die Kernfrage 
dieses Verfahrens, ob die Gräfin Gatterburg Hoferbin 
geworden ist, eine Entscheidung herbeizuführen und sich 
nicht mit einer Zurückverweisung wegen Verfahrensmängel 
zu begnügen, zumal da die Antragstellerin durch die Ent­
scheidung des Amtsgerichts nur insofern in einem Hecht 
beeinträchtigt sei, als es sich darum handele, festzustel- 
len, ob sie Hoferbin geworden sei* Bas Oberlandesgericht 
hat deshalb lediglich geprüft, ob die Antragstellerin 
nach dem Tode des Barons Hoferbin geworden ist.
Diese Frage hat es verneint.

1. Die Rechtsbeschwerde meint, das Beschwerdegericht 
habe sich durch seine die negative Hoferbenfeststellung 
des Amtsgerichts bestätigende Entscheidung in Widerspruch 
gesetzt zu dem Beschluß des Bundesgerichtshofs vom 11. Novem­
ber 1958 (V BLw 15/58, Rdli 1958, 315)- In diesem Beschluß 
hat der Senat Teilentscheidungen in Landwirtschaftssachen 
und demgemäß auch in einem Feststellungsverfahren gemäß 
§ 37 Abs. 1 Buchst, f BVO eine Feststellung, daß eine am 
Verfahren beteiligte Person nicht Hoferbe /geworden ist, 
für zulässig erklärt, sofern die Teilentscheidung die 
negative Feststellung endgültig trifft und es ausgeschlos­
sen ist, daß die Schlußontscheidung der Teilentscheidung 
widerspricht. Infolgedessen muß nach den Ausführungen im 
Beschluß vom 11. November 1958, wenn durch eine Teilent­
scheidung festgestellt worden soll, daß ein Beteiligter 
nicht Hof erbe geworden ist, seine Rechtslage zuvor unter 
allen nur möglichen rechtlichen Gesichtspunkten gewürdigt 
worden. Das Oberlandesgericht hat die Grundsätze dieses 
Beschlusses über die Zulässigkeit von Teilentscheidungen



10 -

beachtet. Es hat eine abschließende Entscheidung darüber 
troffen wollen und getroffen, ob die Antragstellerin 
nach dem Tode ihres Adoptivvaters oder auf Grund der 
Verträge von 1947 Hoforbin geworden ist, und dabei die 
Rechtsstellung der Antragstellerin unter allen in Be­
tracht kommenden rechtlichen Gesichtspunkten geprüft.
Es ist danach ausgeschlossen, daß mit der Feststellung, 
die Antragstollerin sei nicht Hoferbin geworden, eine 
in weiteren Verlauf des Verfahrens ergehende Entschei­
dung in Widerspruch stehen könnte. Eine Abweichung von dem 
Beschluß vom 11. November 1958 liegt somit nicht vor.

2. Zu Unrecht glaubt die Antragstellerin, das Oberlan­
desgericht sei dadurch, daß es trotz der Beanstandung des 
erstinstanzlichen Verfahrens (negative statt positive 
Hoferbonfcststellung) selbst eine Sachentscheidung ge­
troffen und nicht geprüft habe, ob sich dieser Verfahrens­
mangel nicht als so schwerwiegend erweise, daß unter Auf­
hebung der Entscheidung des Amtsgerichts eine Zurückver- 
weisung der Sache geboten gewesen wäre, von den Beschlüs­
sen des Bundesgerichtshofs vom 2. März 1953 (V BLw 104/52), 
des Oberlandosgerichts Bamberg vom 2. Oktober 1956 (KdL 1957, 
20) und des Bayerischen Obersten Landesgerichts vom 
30. Juni 1953 (BayObLGZ 1953, 221, 224) abgewicheh.
Bio angeführten Entsoheidungen behandeln die Zurückverwei- 
oung der Sache an die Vorinstanz, insbesondere die Frage, 
ob und wann das Beschwerdegericht zu einer 2urückverweisung 
berechtigt oder verpflichtet ist. Auf die Entscheidungen 
des Oberlandesgerichts Bamberg und des Bayerischen Obersten 
Landesgerichts braucht nicht eingegangen zu werden, da 
für die Frage der Abweichung, wenn die betreffende Rechts­
frage bereits durch den Bundesgerichtshof entschieden ist, 
allein eine Abweichung von seiner Entscheidung in Betracht 
kommt (vgl. Beschluß des Senats vom 7. Dezember 1954,
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V BLw 48/54, RdL 1955» 75)• Das Beschwerdegericht tritt, 
v/ic der Senat im Beschluß vom 2.. Marz 1953 ausgeführt hat, 
durch die Einlegung der Beschwerde an die Stelle des Amts­
gerichts o Es hat nunmehr in der Sache selbst zu befinden«, 
Bas Beschwerdegerioht kann auch, wenn ein Verfahrensmangcl 
vorliegt, die Sache an die Vorinstanz zurückverweisen. 
las unterliegt aber seinem grundsätzlich nicht nachprüf­
baren freien Ermessen und ist nur bei schweren Mängeln dos 
Verfahrens geboten«. Dies hat das Beschwerdegericht nicht 
verkannt. Abgesehen davon, daß das Oberlandesgericht die 
l'rago der Zurückverweisung ausdrücklich geprüft hat, steht 
soino Auffassung über die Zulässigkeit der Teilentschei­
dung mit dem Beschluß des Senats vom 11. Hovembcr 1958 
im Einklang.

3. Die Rechtsbeschwerde hält die Teilentschcidung 
auch deshalb für unzulässig, weil die Antrags teller in nicht 
nur kraft Gesetzes oder durch Erbvertrag, sondern hin­
sichtlich der Grundstücke, die den Gegenstand der mit ihr 
und ihrer Mutter geschlossenen Verträge vom Jahre 1947 
bilden, im Wege der vorweggenoramenen Erbfolge Hoferbin ge­
worden sein könnte, so daß eine genaue Abgrenzung im Hin­
blick auf die gestellten Anträge erforderlich gewesen wäre, 
um einen Widerspruch zwischen der . ■ Teilentscheidung und 
der späteren SchlußentScheidung auszusöhließen. Das Be- 
öchv/erdegoricht hat sich bei der Prüfung der Hofnachfolge 
der Antragstellerin auch mit den Verträgen aus dem Jahre 
1947 befaßt und die Frage, ob die Antrags teller in auf Grund 
dieser Verträge Hoferbin geworden sei, verneint, weil 
ein Übergabevertrag nicht ohne weiteres einer Verfügung 
von Todes wegen gleichzusetzen sei. Der Übertragsnehmer 
müsse vielmehr, wenn er nicht zugleich kraft Gesetzes 
oder auf Grund letztwilliger Verfügung zum Hoferben berufen 
sei, seinen Anspruch auf Erfüllung des Übergabevertrages 
gegen den Hoferben geltend machen.
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Der von der Rechtsbeschwerde angeführte Beschluß des 
Oberlandesgerichts Hamm vom 26» Juli 1950 (DRspr II 282 
Bl. 49), in dem es heißt, daß ein Übergabevertrag inhalt­
lich wie eine Verfügung von lodes wegen zu behandeln Qei, 
kommt für die Anwendung des § 24 Abs. 2 Nr. 1 LwVG nicht 
in Betracht, v/eil es sich nicht um die Entscheidung eines 
änderen Oberlandesgerichts, sondern um eine frühere Ent­
scheidung des Beschwerdegerichts selbst handelt, so daß, 
wenn das Besehwerdegericht in dem angefochtenen Beschluß 
eine von seiner früheren Entscheidung abweichende Auffas­
sung vertreten hätte, die Abweichungsrechtsbeschwerde 
hierauf nicht gestützt werden könnte (vgl. Beschluß des 
Senats vom 7. Dezember 1954, V BLw 48/54, RdL 1955, 75) o 
Die Auffassung des Beschwerdegerichts, daß die Antragstel­
lerin auf Grund der Verträge vom Jahre 1947 nicht Hoferbin 
geworden sei, steht entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde 
mit den Beschlüssen des Senats vom 19. Februar 1952 (V BLw 14/51, 
RdL 1952, 152) und 14. Oktober 1952 (V BLw 2/52, LM HöfeO 
§ 12 Nr. 5). nicht in Widerspruch. In diesen Entscheidungen 
wird die rechtliche Natur eines Hofübergabevertrages erör­
tert. Hiernach hat ein Übergabevertrag, der einen Hof im 
Sinne der Höfeordnung zum Gegenstand hat, eine doppelte 
Natur. Er ist einerseits ein Rechtsgeschäft unter Lebenden, 
andererseits eine vorweggenommene Erbfolge, in der eine 
Bestimmung dos Hoferben gemäß § 7 Abs. 1 HöfeO enthalten 
ist. Nach dem Beschluß vom 19. Februar 1952 ist ein Über- 
gabovortrag unwirksam, der mit einem bindend gewordenen 
gemcinschaftlichen Testament in Widerspruch steht. Die 
Durchführung des Übergabevertrages hat, wie im Beschluß 
vom 14. Oktober 1952 ausgeführt wird, unmittelbare erb­
rechtliche Wirkungen, indem sie die Abfindungsansprüche der 
Miterben entstehen läßt; denn nach § 17 Abs. 2 HöfeO gilt 
bei der Übertragung auf einen hoferbenberechtigten Abkömm­
ling zugunsten der anderen Abkömmlinge der Erbfall hinsicht­
lich des Hofes im Zeitpunkt der Übertragung als eingetreten.
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Infolgede3sen ist, v/ie es in dem vorerwähnten Beschluß 
weiter heißt, ein Hofübergabevertrag hinsichtlich seines 
Inhalts und seiner Wirkungen weitgehend einer Verfügung von 
Todes wegen gleichzusetzen. Die Rechtsbeschwerde verkennt 
jedoch die Ausführungen des Senats, wenn sie meint, daß 
\7cgen der in einem Übergabevertrag liegenden vorweggenom- 
menen Erbfolge und Bestimmung des Hoferben der Übertrags- 
nehmer mit dem - Abschluß des Übergabeverträges oder mit 
der Auflassung unmittelbar Hoferbe werde. Eine solche 
Auffassung ist in keiner der angeführten Entscheidungen 
sum Ausdruck gebracht worden. Ein Übergabevertrag unter­
scheidet sich trotz der in ihm enthaltenen Bestimmung 
des Hoferben von einer Verfügung von Todes wegen insofern, 
als letztere das Erbrecht des zum Hbferben Berufenen un­
mittelbar mit dem Erbfall entstehen läßt, so daß mit dem 
Tode des Erblassers das Eigentum am Hof ohne weiteres auf 
den Hoferben übergeht. Anders ist die Rechtslage bei einem 
Übergabevertrag (vgl. dazu Beschluß des Senats vom
5. Dezember 1961, V BI»w 2/61, M B  1962, 43 » MDR 1962,
206 = IIJW 1962, 447}y Der Übernehmer wird mit dem Abschluß 
dos Übergabevertrages und auch mit der Auflassung nicht 
"Hoferbc,r. Er erwirbt durch den Übergabevertrag lediglich 
einen pchuldr echt liehen Anspruch auf Übertragung des Hofes 
und muß, wenn er nicht zugleich der gesetzliche Hof erbe 
ist und auch nicht durch Verfügung von Todes wegen als 
Hoferbe eingesetzt wurde, seinen Anspruch auf Erfüllung 
des Vortrages gegen den Rechtsnachfolger des Übergebers, 
also gegen den kraft Gesetzes oder durch Verfügung von 
Todes wegen zum Hof erben Berufenen, geltend machen. Der 
Übernehmer kann, wenn die Auflassung durch den Übergeber 
bereits erfolgt war, seine Eintragung, als Eigentümer 
herbeiführen. Erst mit der Umschreibung im Grundbuch, die 
hier auf Grund der Verträge von 1947 noch aussteht, erwirbt 
er das Eigentum am Hof. Die Auffassung der Rechtsbecchwerde, 
daß die Antragstellerin auf Grund der Übergabeverträge
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Hoferbin geworden sei, ist hiernach bereits abzulehnen, 
ganz abgesehen davon, daß sie auch zur Folge haben würde, 
daß ein Übertragsnehmer, der nicht der gesetzliche Hoferbe 
ist und auch nicht durch Verfügung von Todes wegen als 
Koferbc eingesetzt wurde, auf Grund des, Ubergabevertrages 
die Ausstellung eines Hoffolgezeugnisses und auch die 
Feststellung, daß er Hoferbe geworden sei, verlangen 
könnte« Eine solche Ansicht ist jedoch bisher weder in 
der Rechtsprechung noch im Schrifttum vertreten worden»
Das in § 37 Abs» 1 Buchst, f IVO vorgesehene Feststellungs- 
Verfahren bezweckt nach dem eindeutigen Wortlaut des Gesetzes 
nur die Klarstellung der Frage, wer nach dem Tode des 
Eigentümers eines Hofes Hoferbe geworden ist? Im übrigen 
wäre auch ein rechtliches Interesse des Übertragsnehmers 
an einer Feststellung, daß er auf Grund des Üborgabever- 
trages Hoferbe geworden sei, zu verneinen, weil der Über­
tragsnehmer jederzeit seine Rechte aus dem Übergabevertrsg 
gegen den Übergeber oder dessen Erben geltend machen kann.

Bas Oberlandesgericht hat seih%-Auffassung, daß die 
Antragstellerin auf Grund der Verträge von 1947 nicht Hof­
erbin geworden sein könne, weiter damit begründet, daß diese 
Verträge nur einen Teil des Hofes beträfen. Zudem sei die 
Übertragung der landwirtschaftlichen Grundstücke in Größe 
von 42,8963 ha auf die Gräfin nichtig, weil
insoweit die Genehmigung rechtskräftig versagt worden.sei. 
Der mit der Baronin Olga geschlossene Vertrag sei
noch nicht genehmigt. Es sei mit der Möglichkeit zu rech­
nen, daß die Genehmigung zur Übertragung der 89,8490 ha 
umfassenden landwirtschaftlichen Grundstücke wegen 
mangelnder Y/irtschaf tsfühigkeit der Gräfin 
versagt werden müsse.



- 15 -

Die Rechtsbeschwerde räumt ein, daß die Antragstel­
lerin durch die Übergabeverträge nicht Hoferbin des gesamten 
Hofes geworden sein könne. Sie meint jedoch, daß durch 
diese Verträge die Hoferbeneinsetzung der Gräfin Gatter­
burg und ihrer Mutter in Ansehung derjenigen realen Teile 
des Hofes frei von Rochtsmängeln begründet worden sei, die 
nach dem Wortlaut der Verträge ’’zum Zwecke der vorwegge- 
nommenen Hoferbfolge und zur Schaffung eines neuen selbstän­
digen Hofes” auf die Antrags teil er in und ihre Mutter über­
tragen werden sollten und an diese bereits aufgelassen 
seien. Da die Genehmigung für einen Teil der Übergabcvor- 
trägo bereits vorliege, sei immerhin damit zu rechnen, 
daß die Antragstellerin in Ansehung der durch die Ubergabo- 
verträge erfaßten Hofesteile Hoferbin geworden sei. Inso­
weit bestehe also durchaus die Möglichkeit, ja sogar die 
Wahrscheinlichkeit, daß die Teilentscheidung über die Hof­
erb folge einer späteren Schlußentscheidung widerspreche.
Die Auffassung des Beschwerdegerichts, daß die Antragstel­
lerin durch die Übertragung von Teilen des Hofes des Erb­
lassers nicht Hoferbin geworden sei, stehe im Widerspruch 
zu dem Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 5. Januar 1955 
(RdL 1956, 307 =* DRspr II 282 Bl. 95) und einer Entschei­
dung des Obersten Gerichtshofs für die Britische Zone. Der 
Eeschluß des Oberlandesgerichto Hämm, in dem es heißt, daß 
unter den Begriff des Hofübergabevertrages auch Verträge 
fallen, die den Zweck haben, im Wege der vorweggenommonen 
Erbfolge neue selbständige Höfe zu schaffen. Scheidet, wie 
bereits oben näher dargelegt, für die Präge der Abweichung 
schon deshalb aus, weil es sich um eine frühere Entschei­
dung des Beschv/ordogerichts selbst handelt. Welche Entschei­
dung des Obersten Gerichtshofs für die Britische Zone die 
Rechtsbcschwerde im Auge hat, ist nicht ersichtlich, da 
an der in der Hechtobeachwerdebegründung angegebenen Stolle 
(OGKZ 3, 291) eine Entscheidung, die hier in Betracht 
kommen könnte, nicht abgedruckt ist. Möglicherweise ist
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dor Beschluß vom 18» Januar 1950 (HdL 1950, 121) gemeint, 
in dom bei Teilung eines einer Erbengemeinschaft gehörenden 
Grundbesitzes eine unwirtschaftliche Zerschlagung im Sinne 
der Grundstückverkehrsvorsehriften verneint wird, wenn 
lebensfähige Teilbetriebe geschaffen werden sollen,, Eine 
Abweichung von diesem Beschluß kommt jedoch nicht in 
Betracht, weil es sich bei der Präge, ob die Antragstel­
lern hinsichtlich der übertragenen Hofesteile Hoferbin 
geworden ist, und der Frage, ob eine unwirtschaftliehe 
Zerschlagung vorliegt, wenn ein Hof durch mehrere Übergabe- 
Verträge in selbständige Höfe auf geteilt v/ird, nicht um 
die gleiche Rechtsfrage handelt« Abgesehen hiervon könnte, 
selbst wenn das Beschwerdegericht bei der Beurteilung von 
Teilübergabeverträgen eine vom Obersten Gerichtshof ab­
weichende Rechtsansicht vertreten hätte, die Zulässigkeit 
der Rechtsbeschwerde nicht bejaht werden, weil das Oberlan­
desgericht seine Auffassung, daß die Antragstellerin durch 
die üborgabeverträge nicht Hoferbin geworden sei, auch 
damit begründet hat, daß ein Übergabevertrag nicht die Wir­
kungen einer Verfügung von Todes wegen habe« Wenn =die Ent­
scheidung des Beschwerdegerichts auf zwei verschiedene Gründe 
■gestützt v/ird und nur bei einem dieser Gründe eine Abwei­
chung vorliegt, so beruht die Entscheidung nicht auf der 
Abweichung (vgl. Beschluß des Senats vom 11. Dezember 1956,
V BLw 45/56, RdD 1957, 76).

Eine Abweichung von den Beschlüssen des Senats vom 
11. November 1958 und 2. März 1953 kann entgegen der Auf­
fassung der Rechtsbeechwerde auch nicht darin erblickt 
worden, daß das Oberlandesgericht über den Antrag, mit dem 
eine Feststellung der Hoferbfolge der Antragstellerin hin­
sichtlich der ihr übertragenen Grundstücke erstrebt wird, 
nicht ausdrücklich entschieden hat. Mit der Bestätigung 
di?r Teilentscheidung des Amtsgerichts hat das Beschwerde­
gericht zugleich zum Ausdruck gebracht, daß die Antrag-
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stellerin auch hinsichtlich der ihr übertragenen Hofostoilc 
nicht Hoferbin geworden sei. Es mag dahingestellt bleiben, 
ob eine entsprechende Klarstellung im entscheidenden Teil 
des Beschlusses erforderlich oder zweckmäßig gewesen wäre.
Die Gründe dos angefochtenen Beschlusses ergeben jeden­
falls , wie gegenüber der Rechtsbeschwerdebegründung bemerkt 
werden nag, mit genügender Klarheit, daß das Beschwerde­
gericht den Hilfsantrag hat abweisen wollen oder als vom 
Amtsgericht bereits abgevviesen angesehen hat. Eine Ab­
weichung wäre nur dann zu bejahen, wenn im Hinblick auf den 
Feotstelliingsantrag, der sich auf die Üb ergäbe vertrüge 
bezieht, zur Vermeidung widersprechender Entscheidungen 
eine Zurückverweisung der Sache an das Amtsgericht geboten 
gewesen wäre. Bas ist jedoch nicht der Pall; denn es ist 
ausgeschlossen, daß bei Fortsetzung des Verfahrens eine 
Hoferbfolge der Antragstellerin auf Grund der Übergabe­
verträge festgestellt worden und damit die noch ausetehende 
Entscheidung über den weiteren Fest Stellungsantrag mit der 
getroffenen TeilentScheidung in Widerspruch stehen könnte.

4« Eine formgültige Verfügung von Todes wegen mit 
einer Erbeinsetzung der Gräfin liegt nicht
vor. Ber Auffassung der AntragstelleMn, sie sei durch einen 
formlosen Erbvertrag wirksam als Hoferbin eingesetzt worden, 
ist das Oberlandesgerioht nicht gefolgt. Hinsichtlich dos 
Vorbringens der Antragstellerin, sie sei vom Erblasser 
formlos, aber bindend als Hoferbin bestimmt worden,, hat 
das Beschwerdegericht, indem es auf den Beschluß des Senats 
vom 5- Februar 1957 (V BLw 37/56, BGHZ 23*> 249 - RdL 1957,
96) verweist, sich auf die Bemerkung beschränkt, die Voraus­
setzungen eines formlos wirksamen Erbvertrages lägen zweifel­
los nicht vor. Eine Abweichung von der Entscheidung vom 
5. Februar 1957 erblickt die Hechtsbeschwerde vor allem 
darin, daß das Oberlandesgericht zu den im Schriftsatz 
vom 24• September 1959 vorgetragenen Tatsachen nicht Stellung
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genommen habe* Die Ausführungen der Rechtebeschwerde reichen 
jedoch zur Begründung einer Abweichung im Sinne des 
§ 24 Abs» 2 Nr» 1 LwVG nicht aus,' weil nicht dargelegt 
ist9 inwiefern das Beschwerdegericht von den Grundsätzen 
Uber die formlose HoferbenbeStimmung abgewichen sein soll» 
Abgesehen hiervon liegt auch eine Abweichung nicht vor. Der 
Senat hat im Beschluß vom 5. Februar 1957 ausgeführt, unter 
welchen Voraussetzungen eine formlose Vereinbarung über die 
Kofnachfolge ausnahmsweise als wirksam zu behandeln ist»
Das Boschv/erdegericht hat, wie die Bezugnahme auf den 
Beschluß vom 5. Februar 1957 ergibt, die Möglichkeit einer 
formlosen Hof erb enbe Stimmung im Sinne der Rechtsprechung 
des Senats bejaht. Es muß deshalb angenommen werden, daß 
das Oberlandesgericht bei der rechtlichen Beurteilung des 
Sachverhalts von den Grundsätzen ausgegangen ist, die der 
Senat in der angeführten Entscheidung aufgestellt hat. In­
folgedessen kann darin, daß das Oberlandesgericht die 
Voraussetzungen für eine bindende Vereinbarung Uber die 
Hoferbfolge nicht für gegeben hält, keine Abweichung von 
dem Beschluß vom 5«. Februar 1957 erblickt werden. Ebenso 
wenig hat das Beschwerdegericht dadurch, daß es auf den 
dürftigen Sachvortrag, aus dem die Antragstellerin eine 
formlose Hoferbenbestimmung herzuleiten sucht, nicht 
näher eingegangen ist, eine von der Entscheidung des Senats 
abweichende Rechtsauffassung zum Ausdruck gebracht. In Wirk­
lichkeit enthält das Vorbringen der Rechtsbeschwerdo, die 
dem Oberlandesgericht eine mangelnde Aufklärung oder Würdi­
gung dos Sachverhalts zum Vorwurf macht, nur die Rüge einer 
Rechtsverletzung, die für sich allein die Anwendung des 
§ 24 Abs. 2 Nr. 1 LwVG nicht zu rechtfertigen vermag. Die 
Frage, ob ein Rechtsverstoß vorliegt, kann vielmehr nur 
bei Zulässigkeit der Rechtsbeschwerde geprüft werden. Wenn 
eine verbindliche Hoferbenbestimmung der Antragstellerin 
nicht vorliegt, kommt es nicht darauf an, aus welchen Grün­
den der Erblasser an seiner angeblichen früheren (jedoch
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nicht verbindlichen) HofZusage nicht festgehalten hat, 
insbesondere ob er durch triftige Gründe zu einer Sinnes­
änderung veranlaßt worden ist* Zu der Präge, inwiefern 
das Beschv/erdegericht mit der Verneinung der Wirksamkeit 
einer formlosen Hof erb enbe Stimmung der Antragstellerin 
von den oben erwähnten Beschluß des Senats vom 
19- Februar 1952 abgewichen sein soll, läßt die Rechts­
tes ehwerd obegründung jede nähere Beilegung vermissen.

B)

Bas Oberlandesgericht geht davon aus, daß die Antrag­
steller^, da sie nicht durch Verfügung von Todes wegen zur 
Hoferbfolge berufenworden sei, nur dann Hoferbin geworden 
sein könne, wenn die sämtlichen vom Erblasser geschlossenen 
Verträge, nämlich der Adoptionsvertrag vom 23- November 1950, 
der Ehe- und Erbvortrag vom 6. Juli 1953 und der Erbvertrag 
vom 10. März 1954 nichtig wären. Bas Beschwerdegericht 
hat eine Nichtigkeit dieser Verträge verneint und dazu 
ausgeführt:

1. Bie Tatsache, daß die Einwilligung der damaligen 
Ehefrau des Erblassers zur Adoption nicht vorlag (§ 1746 
Abs. 1 BGB), habe eine Unv/irksamkeit des Vertrages nicht 
zur Folge; denn nach § 1746 Abs. 2 BGB sei eine Einwilli­
gung dos anderen Ehegatten dann nicht erforderlich, wenn 
dieser zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerstande sei.
E3 könne auf sich beruhen, ob diese Voraussetzung Vorge­
legen habo oder nicht, da es nach § 1756 Abs. 2 BGB auf die 
Y/irksamkoit der Annahme an Kindes Statt ohne Einfluß sei, 
wenn bei der Bestätigung zu Unrecht angenommen sei, daß der 
Ehegatte des Annehmenden zur Abgabe einer Erklärung dauernd 
außerstande sei. Von dieser Annahme sei der Richter, der die 
Bestätigung ausgesprochen habe, ausgegangen. Ber Adoptions-
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vertrag könne auch nicht als sittenwidrig angesehen werden. 
Eine Sittenwidrigkeit liege nicht schon dann vor, wenn der 
Annahmevortrag nur aus dem Grunde geschlossen sei, um die 
Hoferbfolge der Gräfin GflflHMB auszuräumen. Es müsse 
einen Hofeigentümer frei stehen, einen weiteren Abkömmling 
zu adoptieren. Außerdem habe der Erblasser sicherstellen 
wollen, daß der aus seiner Familie stammende wertvolle 
Besitz (ein früheres Familienfideikommiß) der angestammten 
Familie erhalten bleibe. Es entspreche durchaus einem 
gesunden Empfinden und sei nicht sittenwidrig, daß der 
Erblasser ein Enkelkind seiner einzigen noch lebenden 
Schwester adoptiert habe, um diesem Adoptivkind den Hof 
zuzuwendon. Baß es dem Baron S f l H B u m  die Erhaltung des 
Hofes für seine Familie ging, ergebe sich auch daraus, daß 
er im Jahre 1950 den damals etwa 10 Jahre alten Adoptivsohn 
zu sich genommen habe, um ihn für seinen späteren Beruf 
aussubilden. Auf diese Weise habe zudem ein echtes Eltern- 
und Kindesverhältnis begründet werden können. Bafür spreche 
auch, daß die Antragsgegnerin zu 1 den Adoptivsohn ihres 
Ehemannes mit dessen Zustimmung ebenfalls an Kindes Statt 
angenommen habe, so daß dieser hierdurch die rechtliche 
Stellung eines gemeinschaftlichen Kindes der Eheleute Baron 

und seiner zweiten Ehefrau erlangt habe.

Gegen die Wirksamkeit der Einführung der allgemeinen 
Gütergemeinschaft für die zweite Ehe des Erblassers bestän­
den keine Bedenken. Es könne nicht als sittenwidrig ange­
sehen werden, daß Baron S f l i H P und seine zweite Ehefrau von 
der im Gesetz gegebenen Möglichkeit, für ihre Eho die allge­
meine Gütergemeinschaft einzuführen, Gebrauch gemacht hätten, 
Es müsse einem Ehegatten freistehen, seinen Ehepartner ange­
messen sicherzustellen. Biescr Sicherstellung diene bei 
einem Hof vor allem die Einführung der allgemeinen Güter­
gemeinschaft, weil dadurch der überlebende Ehegatte, von 
dom der Hof nicht stamme, auch beim Vorhandensein von

-v
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Kindern die rechtliche Stellung eines Hofvorerben erlange, 
ohne daß hierzu eine besondere Genehmigung erforderlich 
cci. Abgesehen hiervon könne die Vereinbarung der allge­
meinen Gütergemeinschaft auch deshalb nicht als sitten- 
v/idrig angesehen werden, weil in einem früheren Verfahren, 
in dem es sich um die Zugehörigkeit der Brauerei zum Hof 
handelte, de» damalige Vorsitzende des Beschwerdegerichts 
angeführt habe, hach der zweiten Eheschließung habe Baron 

die Möglichkeit, seine Ehefrau weitgehend sicher- 
cuotellen, ,1 so daß die Entscheidung Uber die Hof Zugehörig­
keit der Brauerei für den Erblasser ohne Bedeutung sein 
werde. Möglicherweise sei bei dieser Gelegenheit auf die 
Einführung der allgemeinen Gütergemeinschaft hingewiesen 
worden. Jedenfalls sei in dieser Sitzung erörtert worden, 
daß auch im Höferecht die Möglichkeit bestehe, die Ehefrau 
des HofeigentUmers weitgehend sicherzustellen. Dabei habe 
der Gedanke, die Antragsgegnerin zu 1 durch den Abschluß 
eines Güterrechtsvertrages zu sichern, sehr nahegelegen.

widrig. Abgesehen von der Sicherstellung der überlebenden 
Ehefrau bestehe auch die Gewähr, daß der Hof der angestamm­
ten Familie erhalten bleibe. Da die Antragsgegnerin zu 1 
bereits auf Grund des GÜterrechtsverträges dxe rechtliche 
Stellung einer Hofvorerbin erlangt habe, erübrige sich eine 
Untersuchung darüber, ob die Berufung der Ehefrau zur 
Vorerbin eine Übergehung der beiden Adoptivkinder im Sinne 
des § 7 Abo. 2 HöfeO darstelle und deshalb einer Genehmigung 
bedürfe. Es könne dahingestellt bleiben, ob die in dem Ver­
trag vom 10. März 1954 der Baronin Paula SflHIB ©ingöräuntc 
Befugnis, auch einen anderen als den Adoptivsohn zum Erben 
zu bestimmen, in Hinblick auf die Vorschrift ; des § 2065 BGB 
unwirksam sei, da zu einer Übergehung des Adoptivsohnes 
nach § 7 Abs. 2 HöfeO dio Zustimmung des Gerichts erforder­

n d  dec Adoptivsohneo zum Hacherben
Die Berufung der Baronin Paula zur Vorerbin 

eswegs Sitten-
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lieh wäre» 3'üine etwaige Sittenwidrigkeit weitergehender 
Zuwendungen an die Baronin Paula berühre die
Gültigkeit des GUterrechtsvertrages nicht»

2. Eine Nichtigkeit des Adoptionsvertrages sowie der 
Verträge von 1953 und 1954 wegen angeblicher Geschäfts­
unfähigkeit des Erblassers hat das Oberlandesgericht mit 
folgender Begründung verneint: Nach dem eingehenden und 
überzeugenden Gutachten, das der Sachverständige Br» Mende 
am 11. November I960 in dem den Vertrag vom 12. September 1937 
betreffenden, beim Landgericht Münster (2 0 265/59) an­
hängig gewesenen Rechtsstreit erstattet habe, seien bei 
dem Erblasser auf Grund einer tymopathisehen Konstitution 
manische Phasen aufgetreten, die in den Jahren 1935 bis 
1945 wiederholt klinische Behandlungen erforderlich gemacht 
hätten. An dem Vorliegen einer manisch-depressiven Erkran­
kung könne somit nach der Ansicht von Br. Mende kaum gezwoi- 
felt wo?’den. Baß der Erblasser verschiedentlich geistig 
erkrankt gewesen sei, ergebe sich zudem aus den Aus­
führungen des in dem Ehestreit zwisehen dem Erblasser und 
seiner ersten Ehefrau ergangenen Urteil des: Oberlandes­
gerichts Hamm vom 2. November 1948 und aus den zahlreichen 
bei den verschiedenen Akten befindlichen ärztlichen Beschei­
nigungen und Gutachten. Von einer derartigen geistigen Er­
krankung könne deshalb ohne weiteres ausgegangen werden.
Bei der tymopathischen Veranlagung des Erblassers sei es 
jedoch besonders schwierig, festzustellen, wann eine 
manische Phase krankhaften Ausmaßes Vorgelegen habe. So 
komme der Sachverständige Br. Mende bei seiner ersten Ver­
nehmung vor dem Landgericht Münster zu dem Ergebnis, daß 
man für den 23. September 1937 (Hochzeitstag der Gräfin 
£ ■ ■ 1 ^ ^ )  eine manische Phase annehmen dürfe, während 
er das für den 12. September 1937 (Tag des Vertrags- 
schlusses) nicht mit der notwendigen Sicherheit bejahen 
könne, weil für die Tage um den 12. September 1937
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medizinische Beobachtungen inicht Vorlagen« Auch aus der 
Aussage, die Professor Br. E B M ,  der frühere Direktor 
der Universitätsnervenklinik in Göttigen, auf Grund v/icder­
holter Behandlungen des Erblassers am 11. April I960 vor 
dem Landgericht Münster gemacht habe, gehe eindeutig hervor, 
wie außerordentlich schwierig es sei, festzustellen, wann 
bei dom Erblasser eine manische Phase die Geschäftsunfähig­
keit zur Folge gehabt habe. Der Erblasser sei nur vorüber­
gehend manisch erkrankt gewesen. Ein -^zeitweise manisch 
Erkranlcter könne seine volle Gesundheit wiedererlangen.
Aus der Tatsache, daß Baron 3-n der Zeit von 1955
bis 1945 gelegentlich manische Phasen durchgemacht habe, 
die eine Geschäftsunfähigkeit zur Folge gehabt hätten, 
könne man also nicht schließen, daß dies auch in den 
Jahren 1950 bis 1954 der Fall, gewesen sei. Medizinische 
Beobachtungen zu den im gegenwärtigen Verfahren entschei­
denden Zeitpunkten (23. November 1950, 6. Juli 1953 und 
10. März 1954) lägen nicht vor. Der Erblasser habe sich, 
in den Jahren 1950 bis 1954 keiner nervenärztlichen Be­
handlung zu unterziehen brauchen. Die aus dieser Zeit vor­
liegenden ärztlichen Bescheinigungen von Br. in Bad
Schlangenbad vom 15. August 1958 und des Facharztes für 
innere Kranicheiton Br. Walter in Baden-Baden vom 2. September 
1958 ergäben keine Anhaltspunkte für eine geistige Erkran­
kung des Erblassers. Es seien auch im Übrigen keine Tat­
sachen vorhanden, die auf eine dauernde oder auch nur vor­
übergehende Geschäfts^ oder Testierunfähigkeit des Erb­
lassers in den Jahren 1950 bis 1954? insbesondere in den 
hier entscheidenden Zeitpunkten, sehließen ließen. Nach dem 
Urteil des Sachverständigen Br. Mende, das auf dem Inhalt 
der ihm vorgelegten Akten des Landgerichts Münster (2 0 265/59) 
und der Beiakten beruhe, habe der Erblasser in seinen 
lotsten Lebensjahren keine weitere manische Phase mehr 
gehabt. Sehr aufschlußreich sei auch die fachärztliche 
Bescheinigung von Prof. Br. E ^ H M v o m  23$. Juni 1949*
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wonach der Erblasser sich bereits seit 1935 zu verschiede­
nen Malen wegen manischer Erregungszustände in dessen 
Beobachtung und Behandlung befunden habe und am 19« Februar 
1949 wegen einer neuerlichen stärkeren manischen Erregung 
in die Göttinger Universitätsklinik habe aufgenommen werden 
müssen. Auf Grund von ambulanten Besuchen, letztmalig durch 
einen 24-stündigen persönlichen Aufenthalt in Kheder am 
20« und 21. Juni 1949? habe Prof« Br, EflHP sich davon 
überzeugen können, daß die manische Erregung nunmehr voll­
ständig abgeklungen sei. Er halte Baron daher gegen­
wärtig für gesund und dispositionsfähig. Auch die im gegen­
wärtigen Verfahren vernommenen Zeugen hätten nichts bekunden 
können, woraus auf eine manische Phase in der Zeit von 1950 
bis 1954 geschlossen werden könnte. Die Zeugenaussagen 
ließen im Gegenteil erkennen, daß bei Baron Spiegel in den 
letzten Jahren seines Bebens offensichtlich eine Beruhigung 
eingetreten sei, Bas Oberlandesgericht verweist dazu auch 
auf die ärztliche Bescheinigung von Br, Bartels vom 
22. November 1947« Abschließend führt das Beschwerdegericht 
aus: Ba es an weiteren geeigneten medizinischen Beobachtungen 
in den Jahren 1950 bis 1954, insbesondere für die hier in 
Betracht kommenden Zeitpunkte, fehle u A  auch für diesen 
Zeitraum keine Tatsachen fest gestellt werden könnten, die 
auf eine manische Phase schließen ließen, sei es nicht er­
forderlich, weitere Beweise zu erheben, insbesondere 
ein Gutachten einzuholen. Eine Geschäfts- und Testier­
unfähigkeit des Erblassers zu den hier maßgebenden Zeit­
punkten lasse sich nicht fcststellen.

0)

Bic Bechtsbeschwerde hat zahlreiche weitere Entschei­
dungen angeführt, von denen das Oberlandesgericht abgewichen 
sein soll. Bas Vorbringen der Hechtsbeschwerde ist jedoch

i



nicht geeignet, die Zulässigkeit des Rechtsmittels zu 
begründen,

1, Eine Abweichung von den bereits erwähnten Entschei­
dungen des Senats vom 2. März 1953, des Oberlandesgerichts 
Banborg vom 2. Oktober 1956 und des Bayerischen Obersten 
landcogcrichto vom 30. Juni 1953 erblickt die Rechtsbe- 
schwerde darin, daß das Oberlandesgericht bei der Prüfung 
der Sittenwidrigkeit des Güterrechtsvertrages der etwaigen 
Sittenwidrigkoit weitergehender Zuwendungen des Erblassers 
an seine zweite Ehefrau keine Bedeutung beigelegt habe. Bio 
Antragstellerin meint, das Beschwerdegericht, das grund­
sätzlich auch bei einem Ehevertrag einen Verstoß gegen die 
guten Sitten für möglich halte, hätte einen schwerwiegen­
den Verfahrensmangel des ersten Rechtszuges, der eine Zurück­
vorweisung der Sache habe geboten erscheinen lassen, darin 
erkennen müssen, daß das Amtsgericht Jede Beweisaufnahme 
über die zur Begründung eines Sittenverstoßes vorgetragenen 
Tatsachen verhindert habe. Auch das Beschwerdeverfahren 
weiße diesen Mangel auf, da in der Beschwerdeinstanz zur 
Präge der Sittenwidrigkeit des GüterrechtsVertrages keine 
Beweisaufnahme stattgefunden habe und auch zur Präge der 
Sittenwidrigkeit des Adoptionsvertragiii die erforderliche 
Sachaufklärung unterblieben sei. Zu einer Prüfung der Präge, 
ob das Verfahren erster Instanz Mängel aufweist, wäre das 
Rechtsbeschwerdegericht nur bei Zulässigkeit der Rechtsbo- 
ochwerde in der Lage. Nach der ständigen Rechtsprechung 
des Senats (vgl. Beschluß vom 14- Juli 1958, V BLw 17/58 
und die v/eiteren dort angeführten Entscheidungen) vermag auch 
ein schwerer verfahrensrechtlicher Verstoß allein die Zu­
lässigkeit der Rechtsbeschwerde nicht zu begründen. Im 
übrigen kommt es für die Frage der Abweichung in diesem 
Zusammenhang allein darauf an, ob das Beschwerdegericht 
hinsichtlich der Befugnis oder Verpflichtung zur Zurück­
verweisung der Sache eine von dem Beschluß des Senats vom
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2. März 1953 abweichende Rechtsauffassung vertreten hat. 
Das ist entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde nicht 
der Pall.

2. Die Rechtsbeschwerde macht weiter geltend9 das Ober- 
landcsgcricht sei dadurch, daß es die Einholung eines 
besonderen fachärztlichen Gutachtens nicht für erforder­
lich gehalten habe, von dem Beschluß des Kammergerichts 
vom 31. August 1961 (NJW 1961, 2066), dem Urteil des Bundes­
gerichtshofs vom 14. April 1954 (VI ZR 41/53? DM ZPO § 286 
E Nr. 6) sowie von den Entscheidungen des Bayerischen Ober­
sten Landesgerichts vom 5. Juni 1958 (BayObiGZ 1958?
136) und 12. Juni 1953 (BayObLGZ 1953? 195) abgewichen.
Eine Abweichung könnte insoweit in Betracht kommen, als 
es sich um die Auslegung des § 12 PGG handelt, wonach das 
Gericht von Amts wegen die zur Feststellung der Tatsachen 
erforderlichen Ermittlungen zu veranstalten und die geeig­
net erscheinenden Beweise aufzunehmen hat. Der Beschluß 
des Kammergerichtö vom 31. August 1961 betrifft die Beweis­
aufnahme im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
insbesondere die Feststellung der Testierfähigkeit des 
Erblassers. Das Beschwerdegericht hatte in jenem Verfahren 
keine Feststellungen darüber getroffen, an welcher Er­
krankung der Erblasser litt, die seinen Krankenhausaufent­
halt erforderlich machte. Es hatte die Testierfähigkeit 
des Erblassers ausschließlich auf einige von den Zeugen 
bekundete Äußerungen gestützt.‘Das Kammergericht hat dieses 
Verfahren beanstandet, weil im Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit grundsätzliche eine formelle Beweisauf­
nahme stattzufinden höbe und die bei der Prüfung der Testier­
fähigkeit auftretenden und dem Gebiete der ärztlichen Fach­
wissenschaft angehörenden Fragen in der Regel nur ein fach­
kundiger ärztlicher Sachverständiger mit ausreichender Sach­
kenntnis beantworten könne. Ob das Oberlandesgericht eine 
von diesen Grundsätzen abweichende Auffassung vertreten hat,

i
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kann dahingestellt bleiben, v/eil der Beschluß des Kammor- 
gerichts eröt nach dem Erlaß der angefochtenen Entscheidung 
ergangen ist. Nach dem Beschluß des Senats vom 4. Juli 1957 
(V BIw 66/56, BGH2 25, 96 - RdL 1957, 241) setzt die Ab- 
v/eichungsrechtsbeschwerde voraus, daß die Entscheidung, von 
der dao Beschwerdegericht abgev/ichen sein soll, vor dem 
Erlaß des angefochtenen Beschlusses ergangen ist. Die 
Rechtsbeschworde irrt, wenn sie meint, daß der dem Beschluß 
von 4. Juli 1957 vorangestellte Leitsatz in seiner allge­
meinen Formulierung durch die Begründung der Entscheidung 
nicht gedeckt werde. Es ist zwar richtig, daß es sich in 
dom der Entscheidung des Senats zugrunde liegenden Fall 
nur darum handelte, ob eine Rechtsbeschwerde, die mit Rück­
sicht auf eine vor dem Erlaß des Beschwerdebeschlusses 
ergangene abweichend© Entscheidung eines anderen Oberlandes­
gör iohts im Zeitpunkt ihrer Einlegung zulässig war, dadurch 
unzulässig werden konnte, daß dio zwischen den Oberlandes- 
gcrichten streitige Rechtsfrage im Laufe des Rechtsbeschwerdo- 
verfahrensv vom Bundesgerichtshof im Sinne des Beschwerde­
gerichts entschieden wurde. Der Senat hat diese Frage, deren 
Beantwortung davon abhing, welcher Zeitpunkt für die Ab­
weichung im Sinne dos § 24 Abs. 2 Nr. 1 LwVG in.Betracht 
kommt, verneint. Er hat nach dem Wortlaut und Sinn der 
gesetzlichen Regelung den Zeitpunkt des Erlässe© der ange­
fochtenen Entscheidung für maßgebend erkläi*t. In der Be­
gründung des Beschlusses ist eindeutig zum Ausdruck ge­
bracht, daß ebensowenig, wie eine im Zeitpunkt ihrer 23in- 
legung zulässige Rechtsbeschworde durch eine spätere Ent­
scheidung des Bundesgerichtshofs unzulässig wird, die Zu­
lässigkeit der Rephtsbeschwerde auf eine nach dem Erlaß 
des Beschwerdebeschlusses ergangene Entscheidung gestützt 
werden kann. Es kann somit keine Redo davon sein, daß der 
Leitsatz der Entscheidung durch die Begründung des Beschlus­
ses nicht gedeckt werde. Bie Entscheidung des Kammergerichts

*
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von 31« August 1961 muß deshalb für die Frage der Abwei­
chung ausscheiden.

Auch das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 14« April 1951 
kommt für eine Abweichung nicht in Betracht« Es betrifft 
einen Fall, in dem der Kläger, der in ein Krankenhaus auf- 
genonnen und am Tage nach einer Operation aus dem Fenster 
gesprungen war, für die dadurch erlittenen Verletzungen wegen 
Verschuldens dos Arztes und dos Krankenhauspersonals Scha­
densersatz verlangte« Der Bundesgerichtshof hat dazu ausge­
führt, daß die Frage, ob angesichts des Zustandes des Klä­
gers die erforderlichen Sicherungsmaßnahmeh unterblieben 
seien, nicht ohne ein Sachverständigengutachten hätte ent­
schieden werden dürfen, da es in der Regel, wenn nicht eine 
besondere Sachkunde des Gerichts dargetan sei, gegen 
§ 286 ZPO verstoße, wenn der Richter die Beurteilung der 
Frage, ob ein ärztlicher Kunstfehler vorliege oder eine 
gebotene ärztliche Maßnahme unterlassen worden sei, ohne 
Einholung eines Sachverständigengutachtens vornehme« Bei 
diesen Ausführungen und der auf der Anwendung des .§ 12 FGG 
beruhenden Ablehnung einer weiteren Beweisaufnähme durch 
das Beschwerdegericht handelt es sich nicht um die gleiche 
Rechtsfrage. Aus. demselben Grunde kommt auch eine Abwei­
chung von dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 12. April 1951 
(XV ZR 22/50, RJW 1951, 481) nicht in Betracht« Ebensowenig 
liegt eine Abweichung von dem Urteil des Bundesgerichtshofs 
von 23. September 1958 (VI ZR 233/57, ZZP 72, 201) vor, in 
den eine unzureichende Sachaufklärung und ein Verstoß gegen 
§§ 286, 287 ZPO angenommen wird, wenn das Berufungsgericht 
seine Feststellungen ohne die vom Beklagten beantragte Begut­
achtung durch einen Sachverständigen getroffen hat, sofern 
die Ausführungen des Tatrichters nicht erkennen lassen, 
auf Grund welcher Erwägungen er sich ein bestimmtes Urteil 
gebildet hat.

<:; V;
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Dem Beschluß des Bayerischen Obersten Landesgerichts 
vom 3. Juni 1958, von dem das Beschwerdegericht abgev/ichen 
sein soll, liegt ein Pall zugrunde, in dem das Beschwerde­
gericht in einen Erbscheinsverfahren die Geschäftsfähig­
keit der Erblasserin auf Grund eines Sachverständigengut­
achtens bejaht hatte« Das Gericht der weiteren Beschwerde 
hat dies beanstandet und dazu ausgeführt, es beständen Be­
denken, ob der Gutachter von einem Sachverhalt ausgegangen 
sei, den das Landgericht für erwiesen erachte. Aus dem 
Inhalt des Gutachtens ergebe sich, daß der Sachverständige 
Uber eine entscheidende Grundlage des Gutachtens, nämlich 
über die in einem bestimmten Zeitpunkt aufgetretenen 
Anzeichnen einer geistigen Erkrankung der Erblasserin, 
in Zweifel gewesen sei. Die Feststellung dieser Anzeichen 
sei nicht Sache des Sachverständigen, sondern des Tatrichter 
Lie Prüfung des Gutachtens hätte deshalb dem Landgericht 
Anlaß geben müssen, diese Zweifel über die tatsächliche 
Grundlage des Gutachtens zu klären und dem Sachverständigen 
aufzugeben, welche der von den Zeugen bekundeten Anzeichen 
einer geistigen Erkrankung der Erblasserin in dem maßgeb­
lichen Zeitpunkt ec für erwiesen halte. Die Rechtsbeschwerde 
meint, das Oberlandcsgericht sei von dieser Entscheidung da­
durch abgev/ichen, daß es auf die Einholung eines Sachvcrstän 
digengutachtens Uber die Geschäftsfähigkeit des Erblassers 
in Zeitpunkt des Abschlusses der hier in Betracht kommen­
den Verträge verzichtet habe, daß es weiter versäumt habe, 
die Tatsachen, die für ein solches Gutachten wesentlich 
gewesen wären, zun Gegenstand von Ermittlungen zu machen, 
und daß es stattdessen ein auf anderen tatsächlichen Grund­
lagen beruhendes und für einen anderen Zeitpunkt erstatte­
tes Gutachten herange20gen habe. Entgegen der Ansicht 
der Kechtsbeschwerdc liegt jedoch eino Abweichung im Sinne 
des § 24 Abs. 2 Kr. 1 LwVG nicht vor. Die in dem Vor­
bringen der Rechtsboschwerde. enthaltene Rüge der Verletzung 
des § 12 FGG ist für die Frage der Zulässigkeit der Rcchts- 
beschwcrde ohne Bedeutung. Soweit die Rechtsbeschwerde
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geltend macht, das Oberlandesgericht habe notwendige 
Ermittlungen über tatsächliche Umstände unterlassen, die 
eine Grundlage für ein Sachverständigengutachten zur 
Präge der Geschäftsfähigkeit des Erblassers hätten bilden 
müssen, kommt eine Abweichung von dem Beschluß vom 3.
Juni 1958 schon deshalb nicht in Betracht, weil das Be­
schwerdegericht von der Einholung eines Sachverständigen­
gutachtens Abstand genommen hat* Inv/iefern das Öberlandes- 
gcricht dadurch, daß es ein solches Gutachten nicht mehr 
für erforderlich gehalten und ein in einem anderen Ver­
fahren und für einen änderen Zeitpunkt erstattetes Gut­
achten für seine Beurteilung herangezogen hat, von der Ent­
scheidung vom 3. Juni 1958 abgewichen sein soll, ist nicht 
ersichtlich*

Eine Abweichung von dem Beschluß vom 12. Juni 1953 liegt 
ebenfalls nicht vor. In dieser Entscheidung führt das 
Bayerische Oberste landeegericht aus, daß, wenn in einem 
Erbscheinsverfahren ein ärztliches Zeugnis darüber vor­
gelegt werde, daß die Erblasserin bei der Testamentserrich­
tung wegen Arteriosklerose zurechnungsunfähig gewesen sei, 
das Gericht in der Hegel den Arzt als sachverständigen 
Zeugen über die Einzelheiten seines Befundes vernehmen müsse 
und das nicht mit der Begründung ablehnen dürfe, daß der 
Inhalt dos Testaments vernünftig sei und auch Laienzeugen 
keine Zweifel an der Testierfähigkeit der Erblasserin ge­
habt hätten. Auch von dieser Entscheidung ist das Beschwerde­
gericht nicht dadurch abgewichen, daß es die bereits ange­
ordnete Beweisaufnahme nicht durchgeführt hat.

3. Die Hochtsbeschwerde macht ferner geltend, das 
Oberlandcsgcricht habe die von ihm eingeleiteten Ermitt­
lungen zur Feststellung der Geschäftsfähigkeit des Erb­
lassers in einem Zeitpunkt abgebrochen, in dem noch keiner­
lei Ergebnisse der Ermittlungstätigkeit Vorgelegen hätten.
Bas Oberlandesgcricht soi damit von den Beschlüssen des

i
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Obersten Gerichtshofs für die Britische Zone vom 28. Sep­
tember 1949 (BdL 1950, 92), des Oberlandesgerichts Kassel 
vom 20. Dezember 1949 (BdL 1950, 201), des Oberlandes­
gerichts München vom 20. Dezember 1950 (BayJMBl 19515 
94) und des Kammergerichts vom 10. September 1956 (WM 
1956, 1361) abgewichen, weil es im Gegensatz zu diesen Ent­
scheidungen den Umfang seiner Aufklärungspflicht objektiv 
unrichtig eingeschätzt habe. Die Übergehung des gesamten 
einschlägigen Vorbringens der Antragsteilerin könne unter 
diesen Umständon nur als Ausdruck elfter Bechtsauffassung 
gewertet worden, die von den angeführten Entscheidungen ab- 
weicho. Dieser : Ansicht kann nicht gefolgt werden. Der 
Beschluß des Obersten Gerichtshofs betrifft die Wirtschafts- 
fähigkeit des Hoferben, gemäß § 6 Abs. 5 HöfeO, die Entschei­
dung des Oberlandesgerichts Kassel die Bietgenehmigung im 
Zv/angaversteigerungsverfahren, der Beschluß des Oberlandes­
gerichts München die Genehmigung von Grundstücksveräußerungen, 
während die Entscheidung des Kammergerichts in einer Um- 
stollungssache ergangen ist. Der Umstand, daß diese Ent­
scheidungen andere Hechtsgebiete als das gegenwärtige 
Verfahren behandeln, würde einer Anwendung des § 24 Abs. 2 
Hr. 1 LwVG nicht entgegenotehen. Auch bei einer Verschieden­
heit gesetzlicher Vorschriften kann die gleiche Rechtsfrage 
auf tauchen und für die Entscheidung von Bedeutung sein.
Für die Abweichung genügt es* daß die vom Beschwerdegericht 
ent3chiedeno Rechtsfrage in der angezogenen Entscheidung 
erörtert und in einem anderen Sinne beantwortet ist, sofern 
das Ergebnis für die Entscheidung von Einfluß war (vgl. 
Beschluß des Senats vom 9. Juli 1956, V BLw 16/56, BGHZ 
21, 234 = BdL 1956, 271). Für eine Abweichung im Sinne 
des § 24 Abs. 2 Hr. 1 LwVG könnten nur die in den ange­
führten Entscheidungen enthaltenen Ausführungen über die 
Verpflichtung des Gerichts zur Amtsermittlung im Ver­
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Betracht kommen.
Mit diesen Ausführungen hat das Beschwerdegericht sich jedoch
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nicht in Widerspruch gesetzt«. Das gilt sowohl für die im 
Beschluß des Oberlandesgerichts München hervorgehobenc 
Verpflichtung de3 Gerichts zur erschöpfenden Ermittlung 
und Feststellung des Sachverhalts wie auch für die Auf­
fassung des Kammergerichts, daß die Anstellung von Ermitt­
lungen über eine für die Entscheidung erhebliche Tatsache 
nur dann unterbleiben dürfe, wenn jede Möglichkeit, daß 
die Beweisaufnahme Sachdienliches ergeben werde, ausge­
schlossen sei«, •;.

Das Beschwerdegericht hatte durch Beschluß vom .
26o April I960 die Einholung eines Sachverständigengut­
achtens darüber angeordnet, ob der Erblasser beim Abschluß 
der Verträge vom 23« November 1950, 6« Juli 1953 und 10«
März 1954 geschäfts- oder testierunfähig war« Der Sach­
verständige sollte, falls er weitere Ermittlungen für er­
forderlich halte, die für seine Feststellung notwendigen 
Sougen benennen, die dann in seiner Gegenwart vernommen wer­
den sollten« Von der Durchführung der Beweisaufnahme hat das 
Oberlandeogericht aus den im angefochtenen Beschluß ange­
gebenen Gründen Abstand genommen. Es trifft nicht zu, daß 
das Beschwerdcgericht den Umfang seiner Ermittlungspflicht 
anders beurteilt habe, als dies in den angeführten Ent­
scheidungen geschehen ist.

Bßi den angeblichen Abweichungen, die sich auf eine 
Verletzung der Ermittlungspflicht beziehen, berücksichtigt 
die Bechtobeschwerde nicht, daß die Ausführungen, mit 
denen das Oberlandesgericht die Nichterhebung weiterer 
Beweise begründet hat, auf einer tatrichterlichen Würdi­
gung dos Sachverhalts beruhen. Die Eechtsbeschv/erde meint 
zwar, aus der Begründung des : angefochtenen Beschlusses in 
Verbindung mit dem Äkteninhalt ergebe sich, daß die Moti­
vierung für die vom Beschwerdegericht vollzogene Meinungs­
änderung unrichtig sei. Es müsse deshalb geprüft werden.
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ob cine offensichtlich unrichtige Feststellung von Tat­
sachen zur Folge haben könne, daß die Auffassung des 
Beschwerdegerichts, die Einholung eines Sachverständigen- 
Gutachtens sei nicht erforderlich, in den Bereich der 
tatrichterlichen Feststellung verwiesen werde«, Eine nach 
den Akteninhalt unrichtige Tatsachenfeststellung, die zur 
Begründung der Entscheidung in einer Rechtsfrage herange­
zogen werde, könne den Charakter der getroffenen Ent­
scheidung als einer Entscheidung Uber eine Rechtsfrage 
allenfalls verdecken, nicht aber dergestalt beeinflussen, 
daß sie dadurch jeder Nachprüfung durch das Rechtsbeschv/erdo- 
gericht entzogen wäre. Der Rechtsbeschwerde ist zuzugeben, 
daß es für die Frage, ob eine Abweichung im Sinne des § 24 
Abs, 2 Nr, 1 LwVG vorliegt, nicht darauf ankommt, in 
welche Form das Beschv/erdegoricht seine Auffassung über 
eine Rechtsfrage gekleidet hat. Es ist jedoch zu unter­
scheiden zwischen der tatrichterliehen Würdigung und der 
rechtlichen Beurteilung des Sachverhalts. Bei der Prüfung j
der Frage der Abweichung ist in jedem Fall von dem Sach- ]
verhalt auszugehen, den das Beschwerdegericht seiner Ent- 
Scheidung zugrunde gelegt hat. Dies gilt auch dann, wenn 
die Feststellungen des Beschwerdegeriqhts & f  einer Gesetzes 
Verletzung beruhen. Pie Frage, ob ein Rechisverstoß vor­
liegt, insbesondere ob das Öberlandesgericht gemäß 
§ 12 FGG verpflichtet gewesen wäre, die angeordnete 
Beweisaufnahme durchzuführen, könnte nur bei Zulässig- 
keit der Rechtsbeschwerde geprüft werden. Pa eine Abwei­
chung im Sinne des § 24 Abs. 2 Nr. 1 LwVG nur dann vor­
liegt, wenn das Besehwerdegericht bei der rechtlichen 
Beurteilung des von ihm zugrunde gelegten Sachverhalts 
von der Entscheidung eines der für die Abweichung in 
Betracht kommenden Gerichte abgewichen ist, kommt eine 
Abweichung, soweit es sich um die Verpflichtung des 
Gerichts zur Amtsermittlung handelt, nur dann in Betracht, 
wenn das Beschwerdegericht von einem die Auslegung des § 12 FGG

,
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betreffenden Grundsatz abgewiehen ist, Pas ist, wie 
bereits ausgeführt, nicht der Pall« Im übrigen mag 
zur Auslegung des § 12 PGG auf den Beschluß des Senats 
vom 22« November 1956 (V BLw 12/56) verwiesen werden.
Nach dieser Entscheidung sind die Ermittlungen so weit 
auszudehnen, als es nach Lage der Sache erforderlich 
ist. Sie sind abzuschließen, wenn der Sachverhalt so 
vollständig aufgeklärt ist, daß von einer weiteren 
Beweisaufnahme ein sachdienliches, die Entscheidung 
beeinflussendes Ergebnis nicht mehr erwartet werden 
kann. Pie Begründung des angefochtenen Beschlusses", 
läßt eine hiervon abweichende Rechtsauffassung des Beschwer­
degerichts nicht erkennen. Geht man, wie es bei der Prüfung 
der Abweichung erforderlich ist, mit dem Oberlandesgericht 
davon aus, daß geeignete Tatsachen, die auf eine Geschäfts­
unfähigkeit des Erblassers zu den maßgebenden Zeitpunkten 
schließen ließen, nicht vorliegen und auch nicht festge- 
stollt werden können, so kann in der Nichterhebung weiterer 
Beweise keine Abweichung von den Grundsätzen der angeführ­
ten Entscheidungen übor den Umfang der Ermit'tlungspflicht 
erblickt werden.

4. Pie Ausführungen, mit denen die Rechtsbeschwerde 
eine Abweichung von dem Beschluß des Senats vom 11. Juli 
1961 (V BLw 26/60, RdL 1961, 264) glaubt begründen zu 
können, sind nicht verständlich. In diesem Beschluß 
hat der Senat eine Abweichung von den dort bezeichneten 
Entscheidungen, wonach an die Wirtschaftsfähigkeit des 
Hoferben, insbesondere bei Angehörigen derselben Hof- 
erbenordnung, ein strenger Maßstab anzulegen ist, bejaht, weil 
das Beschv/erdegericht an die Wirtschaftsfähigkeit einen 
äußerst milden Maßstab angelegt hatte. Paß der Beschluß 
von 11. Juli 1961 für ..den vorliegenden Pall zur Be­
gründung einer Abweichung nicht herangezogen werden kann, 
bedarf keiner näheren Parlegung.
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5. Der von der Rechtsbeschwerde gerügte Verfahrens- 
mangel, der darin liegen soll, daß das Oberlandesgericht 
wichtiges Vorbringen der Antragstellerin völlig über­
gangen habe, reicht nicht aus,, um die Zulässigkeit einer 
Abweichung zu begründen* Die Rechtsbeschwerde weist darauf 
hin, die Antragstellern habe Tatsachen vorgetragen, aus 
denen sie - unabhängig von der behaupteten Geschäftsun­
fähigkeit dos Erblassers - die Nichtigkeit des Adoptions­
vertrages, des Ehe- und Erbvertrages von 1953 und des Erb­
vertrages von 1954 hergeleitet habe. Sie habe insbesondere 
geltend gemacht, aus den tatsächlichen Begleitumständen 
der Adoption ergebe sich die Absicht der Umgehung höfc- 
rcchtlieher Vorschriften und ein Mißbrauch des Rechts 
zur freien Bestimmung des Hoferben. Im Zusammenhang hier­
mit werden Entscheidungen des Oberlandesgerichts Köln vom 
28. Juli 1961 (Rdl 1961, 237)? des Bayerischen Obersten 
landesgerichts vom 8. November 1955 (BayObLGZ 19555 314 =
N«TU 1956, 1639) sowie des Bundesgerichtshofs vom 3* Mai 1957 
(V BLw 2/57, IM KRG Nr. 45 Art. IV Hr.. 21 = Rdl 1957,
173), vom 17- November 1953 (V BLw -55/53, RdL 1954, 78) 
und 16. Februar 1954 (V BLw 60/53, BGHZ 12, 286 = RdL 
1954, 153) angeführt. Ob mit dem Hinweis auf diese Entschei­
dungen eine Abweichung geltend gemacht werden soll, ist 
nicht eindeutig zum Ausdruck gebracht. Die Voraussetzungen 
des § 24 Abs. 2 Nr. 1 LwVG liegen jedenfalls nicht vor.
Bei der in den Entscheidungen des Oberlandesgerichts Köln, 
des Bayerischen Obersten Landesgerichts und des Bundes­
gerichtshofs vom 3* Mai 1957 behandelten Genehmigungs- 
pflicht bei Umgehungsgeschäften handelt es sich nicht um 
die gleiche Rechtsfrage wie im gegenwärtigen Verfahren.
Mit der von der Rechtabeschwer&e gerügten Übergehung des 
Vorbringens der Antragstellerin ist das Beschwerdegericht 
weder von der im Beschluß des Senats vom 17* November 1953 
bejahten Möglichkeit der Nichtigkeit einer Verfügung von 
Todes wegen bei einem Mißbrauch des freien Bestimmungsrechts
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noch von den Grundsätzen über die formlose Hoferbenbe- 
stimnung nach Maßgabe des Beschlusses vom 16. Februar 1954 
abgewichen.

6. Mit der bereits im Armenrechtsgesuch enthaltenen 
und von der Rechtsbeschwerde in Bezug genommenen Begrün­
dung, das Beschwerdegericht habe Akten anderer gericht­
licher Verfahren als Beiakten herangezogen, ohne den 
Beteiligten vor seiner Entscheidung Gelegenheit zur Stel­
lungnahme zu geben, macht die Rechtsbeschwerde mit einer 
Rüge der Verletzung des rechtlichen Gehörs eine Abweichung 
von Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 7 5 
53 und 275) geltend. Entscheidungen des Bundesverfassungs­
gerichts fallen nicht unter die Vorschrift des § 24 Abs. 2 
Kr. 1 Lv/VG. Im übrigen hat. der Senat schon wiederholt (vgl. 
Beschluß vom 6. Dezember I960, V BLw 12/60, RdL 1961, 36 
und die weiteren dort angeführten Entscheidungen) ausge­
sprochen, daß die Versagung des rechtlichen Gehörs für
sich allein die Zulässigkeit der Rechtsbeschwerde nicht 
zu begründen vermag, daß dieses Rechtsmittel vielmehr nur 
dann gegeben ist, wenn die Voraussetzungen für seine Zu­
lässigkeit vorliegen. Infolgedessen könnte, auch wenn das 
Oberlandesgericht den Grundsatz des Art. 103 Abs. 1 GG 
verletzt haben öollte, auf diesen Rechtsverstoß die Zu­
lässigkeit der Rechtsbeschwerde nicht gestützt werden.

7. Zur Frage der Rechtsgültigkeit des - Adoptionsver- 
trages von 23. November 1950 macht die Rechtsbeschv/erde gel­
tend, das Oberlandesgericht habe verkannt, daß für den 
Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrages eine ganze Reihe 
von Tatsachen vorgetragen worden sei, die es nahezu ausge­
schlossen erscheinen ließen, die Geschäftsfähigkeit des 
Erblassers zu bejahen. -Allein der Umstand, daß der Erb­
lasser sich während des ganzen Jahres 1950 vergeblich um 
die Ausstellung eines ärztlichen Attestes zum Nachweis
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seiner Geschäftsfähigkeit bemüht habe, spreche für die 
Annahme, daß der Erblasser im November 1950 nicht geschäfts 
fähig gewesen sei» Eine Abweichung von dem Beschluß des 
Senats vom 19. Februar 1952 (V BLw 123/50* RdL 1952, 154) 
erblickt die Rechtsbeschwerde darin, daß das Besehv/erde- 
gericht dem in diesem Beschluß gekennzeichneten abwegigen 
Verhalten des Erblassers keine Rechtserheblichkeit beige- 
messen habe. In der Rechtsbeachwerdebegründung fehlt die 
Angabe der Rechtsfrage, die das Beschv/erdegericht anders 
beantwortet haben soll, als dies in dem vorbezeichneten 
Beschluß geschehen ist. Im übrigen beziehen sich die Aus­
führungen des Senats Uber betriebswirtschaftlich abwegige 
Erwägungen des Erblassers lediglich auf die Abtrennung der 
Brauerei vom Hof. Die Frage der Geschäftsfähigkeit des 
Erblassers wird in der Entscheidung nicht erörtert«

Die Rechtsbeschwerde verweist v/eiter auf das Vor­
bringen der Antragstellerin im Schriftsatz vom 24. Februar 
1961, daß die Bestätigung des Adoptionsvertrages eine "Um­
gehung des gesetzlichen Verbots der Zustimmungsersetzung" 
bedeute. Die Ersetzung der Einwilligung der Baronin Olga

sei mit betrügerischen Mitteln herbeigeführt worden 
denn die Unfähigkeit derBaronin SjflHHI zur Abgabe einer 
Willenserklärung sei von demjenigen verursacht worden, 
der das Erfordernis der Einwilligung habe umgehen wollen. 
Das Ob erlandeoge rieht habe den von der Antrags teil er in 
vorgetragenen Tatsachen keine Bedeutung beigemessen und 
sei damit von dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
29. April 1959 (BGH33 30, 140, 145) abgewichen. In diesem 
Urteil wird ein Recht eines in einer Doppelehe lebenden 
Ehemannes auf Nichtigerklärung seiner zweiten Ehe aus dem 
Gesichtspunkt der unzulässigen Rechtsausübung verneint, 
wenn der Kläger die Auflösung dieser Ehe nur erstrebe, um 
eine dritte Frau heiraten zu können, mit der er ehe­
brecherische Beziehungen unterhalte; denn es könne
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niemandem gestattet sein, einen Rechtserfolg herbeizu­
führen, der- zwar für sich betrachtet von der Rechts­
ordnung nicht mißbilligt werde, sich aber im Gesamt­
gefüge der Handlungen desjenigen, der ihn herbeiführen 
wolle, und in der Gesamtheit der mit ihm bezweckten Aus­
wirkungen als Triumph einer verwerflichen Gesinnung dar- 
stelle« Das Oberlandesgericht hat zu dem Vorbringen, mit 
dem die Antragstellern eine Erschleichung der gericht­
lichen Bestätigung des Adoptionsvertrages zu begründen 
versucht hat, nicht ausdrücklich Stellung genommen« Es 
hat das Vorbringen der Antragstellerin offensichtlich für 
eine Irreführung des Richters, der die Bestätigung ausge­
sprochen hat, als nicht ausreichend erachtet, zumal da 
das Amtsgericht nach den auf dem Inhalt der Akten X 7/51 des 
Amtsgerichts Brakei beruhenden Feststellungen des Beschwer­
degerichts die Voraussetzungen des § 1746 Abs« 2 BGB auf 
Grund eines Zeugnisses und einer Auskunft von Frof.
Br. Ewald, daß die Baronin Olga s d H )  völlig außer­
stande sei, eine rechtserhebliche Willenserklärung abzu­
geben, bejaht hat. Inwiefern das Oberlandesgericht dadurch, 
daß es auf das Vorbringen der Antragstellerin, mit dem 
eine Erschleichung der gerichtlichen Bestätigung des 
Adoptionsvertrages begründet werden sollte, nicht einge­
gangen ist, von dem Urteil vom 29- April 1959 abgewichen 
sein soll, ist nicht dargelegt und auch nicht ersichtlich.

Die Rechtabeschwerde macht ferner geltend, das Ober­
landesgericht hätte den Adoptionsvertrag auch unter dem 
Gesichtspunkt der Sittenwidrigkeit, insbesondere des 
Mißbrauchs des Rechtsinstituts der Adoption zu vom Gesetz 
mißbilligten Zwecken, prüfen müssen. Bas Beschwerdegericht 
habe zahlreiche ihm bekannte Umstände nicht oder nicht 
richtig gewürdigt. Demgegenüber ist darauf hinzuweisen, 
daß das Oberlandeogericht sich mit der Frage der Sitten­
widrigkeit der Adoption ausdrücklich auseinandergesetzt
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und diese Frage verneint hat» Eine Abweichung von dem von 
der Antragstellern angeführten Urteil des Bundesgerichts­
hofes von 5. April 1961 (BGHZ 35, 75 = NJW 1961, 1461) 
liegt nicht vor. Dieses Urteil behandelt den Begriff der 
Scheinadoption in einem Pall, in dem durch die Adoption 
angeblich Steuern gespart werden sollten und die Her­
stellung eines dem natürlichen Vater-Kind-Verhältnis 
entsprechenden Familienbandes nicht beabsichtigt gewesen 
sei. In dem Urteil wird ausgeführt, ein Adoptionsvertrag 
sei nicht schon deshalb ein Scheingesc&äf-t, weil die Ver­
tragschließenden nicht die Absicht gehabt hätten, durch 
die Annahme ein dem Eltern- und Kindesverhältnis entspre­
chendes Familienband herzustellen« Der Mangel einer solchen 
Absicht sei zwar insofern erheblich, als dem Adoptions­
vertrag nach § 1754 Abs« 2 Hr. 2 BGB die Bestätigung zu 
versagen sei« Aber.auch wenn der Vertrag trotz dieses 
- etwa im Bestätigungsverfahren verborgen gebliebenen
L’angels - bestätigt worden sei, könne er wegen des durch■ *
diesen Mangel bedingten Verstoßes gegen die güten Sitten 
nach § 138 Abs. 1 BGB nichtig sein, weil die Adoption 
in sittenwidriger Weise zur Erreichung bestimmter ihrem 
Y/esen und ihrem Zweck fremder Ziele mißbraucht worden 
sei. Das Oberlandesgericht hat, wie die Begründung des 
angefochtenen Beschlusses ergibt, die Möglichkeit, daß ein 
Adoptionsvertrag sittenwidrig, insbesondere wegen eines 
Rechtsmißbrauchs nichtig sein kann, nicht verkannt. Es 
hält jedoch die Voraussetzungen für einen Sittenverstoß 
nicht für gegeben. Im übrigen kommt eine Abweichung auch 
deshalb nicht in Betracht, weil nicht dargelegt ist, inwie­
weit das Beschwerdegericht von den im Urteil vom 5. April 
1961 enthaltenen Hechtsausführungen abgewichen sein soll. 
Das gleiche gilt für den von der Rechtsbeschwerdc im Zu­
sammenhang mit der Frage des Rechtsmißbrauchs angeführten 
Beschluß vom 19« Februar 1952 (V BIw 123/50, Rdl» 1952,
154).
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Zur Präge der Herstellung eines dem Eltern- und Kin­
de sverhältnis entsprechenden Pamilienhandes verweist die 
Rechtsbeschwerde au£h auf das Vorbringen der Antragstel­
lerin, daß nach gesunder Lebensanschauung ein echtes 
Eltern- und Kindesverhältnis mit den erforderlichen see­
lischen Beziehungen zv/ischen Adoptivvater und Adoptivsohn 
nicht begründet werden könne, wenn es sich darum handele, 
ein unmündiges Kind aus einem anständigen Hause und 
intaktem Familienleben in das Haus eines geisteskranken 
Greises zu verpflanzen, der bei noch bestehender Eho mit 
einer Frau zusammenwohne, die er auf Grund eines rechts­
kräftigen Urteils aus seiner Umgebung hätte entfernen 
müssen. Diese Umstände hätten auch dem Oberlandesgericht 
von vornherein den Gedanken nahelegen müssen, daß auf . 
beiden Seiten offenbar Motive im Spiele gewesen seien, 
welche die Absicht der Herstellung eines echten Eltern- 
und Kindesverhältnisses mindestens zweifelhaft erschei­
nen ließen. Außerdem seien, so meint die Hechtsbe­
schwerde, die gesetzlichen Folgen der Adoption nicht 
ernstlich gewollt gewesen; denn schon am läge nach dem 
Abschluß deß Adoptionsvertrages habe der Erblasser über 
den wertvollsten Heil seines Vermögens, die Brauerei, 
zugunsten seiner Mätresse und zum Schaden seiner ge­
setzlichen Erben, einschließlich des gerade adoptierten 
Antragsgegners zu 2, verfügt. Nichts hätte so wie diese 
Rechtshandlung des Erblassers deutlich machen können, 
daß der Erblasser und (oder) die Antragsgegnerin zu 1 
die gesetzlichen Folgen der Adoption zv/ar insoweit gewollt 
hätten, als sic ihnen dazu dienen sollte, die Antragstel­
lerin als gesetzliche Hoferbin aus dem Wege zu räumen, 
keineswegs aber insoweit, als es sich i um die erb- 
rcchtlichen Anwartschaften des Adoptivsohnes gehandelt habe» 
Das Oberlandesgericht habe, indem es die Voraussetzungen 
für die Annahme eines echten Eltern- und Kindesverhältnisses
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bejaht habe, die rechtliche Bedeutung des tatsächlichen 
Vorbringens der Antragstellerin verkannt und sei damit 
von den Beschluß des Bundesgerichtshofs vom 24. Januar 1957 
(l'JW 1957* 673) abgewichon. Gegenstand dieser Entschei­
dung ist die Auslegung des § 1754 Abs. 2 Hr. 2 BGB, wonach 
einen Kindosannahmevertrag die Bestätigung zu vez-sagen 
ist, wenn begründete Zweifel daran bestehen, daß durch 
die Annahme ein dem Eltern- und Kindesverhältnis ent­
sprechendes Familienband hergestellt werden soll. An der 
Absicht, ein solches Pamilienband herzustellen, bestehen 
nach der in vorerwähnten Beschluß vertretenen Auffassung 
des Bundesgerichtshofs begründete Zweifel, wenn die für . 
und gegen eine derartige Absicht sprechenden Umstände 
gleich schwerwiegen. Eine Abweichung von diesen Aus­
führungen kann entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde 
nicht schon darin erblickt werden, daß das Oberlandes­
gericht zu dem Vorbringen der Antrags teller in nicht aus­
drücklich Stellung genommen hat. Die Begründung des ange­
fochtenen Beschlusses läßt erkennen, daßrdas Beschwerde­
gericht Umstände, die gegen die beabsichtigte Herstellung 
eines dom Eltern- und Kindesverhältnis entsprechenden Pa- 
milienbandes sprechen könnten, nicht als vorliegend erach­
tet hat. Dies ergibt sich schon aus der Bemerkung des Be­
schwerdegerichts, ein echtes Eltern- und Kindschaftsverhält­
nis habe dadurch begründet werden können, daß der Erb­
lasser den damals 10jährigen Adoptivsohn zu sich genommen 
habe, um ihn für seinen späteren Beruf auszubilden. Als 
weiteren Gesichtspunkt führt das Oberlandesgericht 
noch die Tatsache an, daß auch die Antragsgegnerin zu 1 
den Adoptivsohn ihres Ehemannes mit dessen Zustimmung 
ebenfalls an Kindes Statt angenommen habe, so daß dieser 
hierdurch die rechtliche Stellung eines gemeinschaftlichen 
Kindes beider Eheleute erlangt habe. Das Oberlandesgericht 
geht somit offensichtlich davon aus, daß die Vertragschließen­
den die Rechtsfolgen der Adoption ernstlich gewollt haben,
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insbesondere auch daß durch die Adoption ein dom Eltern- 
und Kindesverhältnis entsprechendes Familienband hergo- 
stcllt werden sollte« Das Beschv/erdegericht ist deshalb 
auch nicht von dem in dem oben erv/ähnten Urteil des Bun­
desgerichtshofs vom 5- April 1961 enthaltenen Grundsatz 
abgewichen-, daß ein Adoptionsvertrag,, der nachweislich von 
beiden Teilen ohne die Absicht der Herstellung eines dem 
Eltern- und Kindesverhältnis entsprechenden Familien­
bandes geschlossen sei-, sich in aller Regel als ein Miß­
brauch des Rechtsinstituts der Kindesannahmo darstelle und 
damit wegen Sittenverotoßes nichtig sei«

Die Tatsache, daß der Erblasser am Tage nach der 
Adoption durch ein nicht mehr vorhandenes Testament 
zugunsten der Antragsgegnerin zu 1 über die Brauerei 
verfügt hat, brauchte dom Oberlandesgericht keinen 
Anlaß für die Annahme zu geben, daß die Rechtsfolgen 
der Adoption nicht ernstlich gewollt gewesen seien« 
Jedenfalls ist das Beschv/erdegericht dadurch, daß es 
eine Sittenwidrigkeit des Adoptionsvertrages verneint 
hat, nicht von den Entscheidungen des Bundesgerichtshofs 
vom 24. Januar 1957 und 5* April 1961 abgewichen«

8« Weitere Abweichungen werden zu der vom Oberlandes­
gericht bejahten Eechtsv/irksamkeit dbs Ehe- und Erbver­
trages vom 6. Juli 1953 und des Erbvertrages vom 10. März 
1954 geltend gemacht.

Die Rcchtsbeschwerde hält die Einführung der allge­
meinen Gütergemeinschaft für nichtig. Sie verweist dazu 
auf daQ Vorbringen der Anträgstellerin, daß die Regelung 
des Vorbehaltsguts in dem Vertrag vom 6. Juli 1953 gegen 
die guten Sitten verstoße und diesem Vertrag auf alle Fälle 
seine auf eine echte Gütergemeinschaft abzielende Wirkung 
nehme. Die Rcchtsbeschwerde meint, das Oberlandesgericht

j
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habe dadurch, daß es auf dieses Vorbringen der Antrag­
steller^ nicht eingegangen sei, zu erkennen gegeben, daß 
nach seiner Ansicht ein von Eheleuten geschlossener Gütor- 
rcchtsvertrag einer Nachprüfung unter dem Gesichtspunkt 
der Sittenv/idrigkeit nicht unterliegen könne» Eine Ab­
weichung von dem bereits erwähnten Urteil des Bundesgerichts­
hofs vom 29» April 1959 (BGHZ 30, 140, 145) sei gegeben, 
weil das Beochwerdegoricht das Vorbringen der Antragstel­
ler^ offensichtlich nicht für rechterheblich gehalten 
habe. Es trifft entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde 
nicht zu, daß das Oberlandesgericht in dem angefochtenen 
Beschluß die Auffassung vertreten habe, ein Güterrechts­
vertrag könne nicht wegen Sittenverstoßes nichtig sein»
Bas Bcschwcrdegericht hat im Gegenteil die Sittenwidrig­
keit des Vertrages vom 6. Juli 1955 geprüft» Eine Abwei­
chung von den Urteil vom 29» April 1959. kann nicht schon 
darin erblickt werden, daß das Oberlandesgericht das Vor­
bringen der Antragstellerin hinsichtlich der Regelung des 
Vorbchaltsgutes nicht ausdrücklich behandelt und im Sinne 
der Antragstellern gewertet hat. Bas Oberlandesgericht 
brauchte nicht auf alle Einzelheiten des Vorbringens der 
Antragstellerin. einzugehen. Bas Beschwerdegericht hat 
dadurch, daß es eine Sittenwidrigkeit des Vertrages ver­
neint hat, zum Ausdruck gebracht, daß es die Vereinbarungen 
über das Vorbehaltsgut nicht als sittenwidrig angesehen 
hat. Aus der Begründung des angefochtenen Beschlusses kann 
nicht entnommen werden, daß das Oberlandesgericht eine von 
den Grundsätzen des Urteils vom 29. April 1959 abweichende 
Rechtsauffassung vertreten habe. Zu der Bemerkung des 
Beschwerdegerichts, daß eine etwaige Sittenwidrigkeit 
weit ergehend er Zuwendungen an die Antragsgegnerin zu 1 
die Gültigkeit des Güterrechtsvertrages nicht berühre, 
macht die Rechtsbeschwerde geltend, die Antragstellcrin 
habe nicht vorgetragen, daß "v/eit ergehende Zuwendungen 
an die Baronin Paula Spiegel11 die Sittenv/idrigkeit des
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Gütcrrcchtsvertrages begründeten; die Antragstellerin 
habe vielmehr die Sittonwidrigkeit des Vertrages, auf die 
höchst auffällige Regelung des Vorbehaltsgutes gestützt, 
bei der alle von der Antragsgegnerin zu 1 bereits vor 
der Eheschließung aus dem Vermögen des Erblassers erlang­
ten Vermögensteile ebenso wie ihr eigenes Vermögen von der 
Gütergemeinschaft ausgenommen bleiben sollten« Inwieweit 
das Oberlandesgericht dadurch, daß es dieses Vorbringen 
der Antragstellerin nicht erwähnt und den Ehe- und Erb­
vertrag wegen der Regelung des. Vorbehaltsgutes nicht als 
sittenwidrig angesehen hat, von dem Urteil vom 29» April 
abgewichen sein soll, ist nicht ersichtlich»

Die Antragstellerin hatte außerdem geltend gemacht, 
durch den Vertrag vom 6. Juli 1957 habe eine allgemeine 
Gütergemeinschaft im Sinne des bürgerlichen Rechts und des­
halb. auch ein Ehegattenhof im Sinne der Höfeordnung nicht 
begründet werden können, weil die Vereinbarung der Güter­
gemeinschaft sich einseitig auf das Vermögen des Erblassers 
bezogen habe, während das gesamte Vermögen der Antragsgeg­
nerin zu 1 von der Gütergemeinschaft ausgeschlossen blieb»
Bic Rechtsbeochwerde meint, das Öberlandesgericht sei 
dadurch, daß e$ den Güterrochtsvertrag als ausreichende 
Grundlage für die Entstehung eines Ehegattcnhofes anerkannt 
und das Vorbringen der Antragsteilerin offenbar als rechts­
unerheblich angesehen habe, von dem Beschluß des Kammer*- 
gerichto vom 2» Mai .1941 (BR 1941, 2196) abgewichen» In 
dieser Entscheidung, die.einen Ball betrifft, in dem Ehe­
gatten in einem Ehevertrag eine "allgemeine Gütergemein­
schaft" mit der Einschränkung vereinbart hatten, daß das 
gesamte gegenwärtige und künftige Vermögen der Ehefrau 
deren Vorbehaltsgut sein solle, hat das Kammergericht 
ausgeführt, daß durch einen solchen Vertrag eine Güter­
gemeinschaft im Sinne des § 1437 BGB nicht begründet worden 
sei. Ber Beschluß des Kammergorichts kann für eine Abweichung
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schon deshalb nicht herangezogen werden, weil nach der 
Rechtsprechung des Senats (vgl. Beschluß vom.3«» Mai 1955,
V BLw 76/54, BGHZ 17, 176 = Hdl. 1955, 201) die Abweichungs- 
rcchtobeschwerdo nur auf solche Entscheidungen eines anderen* 
Obcrlandosgerichts gestützt werden kann, die nach dem 
0. Mai 1945 ergangen sind. Baß diese zeitliche. Beschrän­
kung, wie die Hechtsbeschwerde meint, sich nur auf Ent­
scheidungen aus den Bereiche des Höferechts beziehe, trifft 
nicht zu. Die Ausführungen im Beschluß vein 3. Mai 1955 
ergeben das Gegenteil. Im übrigen ist das Beschwerde­
gericht auch nicht von der Rechtsauffassung dos Kammer- 
gerichts abgewichen. Der Beschluß vom 2. Mai 1941 betrifft 
einen anderen als den hier zu entscheidenden Sachverhalt. 
Während in dem der Entscheidung des Kammergerichts 
zugrunde liegenden Pall das gesamte gegenwärtige und künftige 
Vermögen der Ehefrau deren Vorbehaltsgut bleiben sollte, ist 
nach dem Vertrag vom 6. Juli 1953 Gegenstand der Gütergemein­
schaft nicht nur das gegenwärtige und zukünftige Vermögen 
des Ehemannes, sondern - mit Ausnahme der zum. Vorbehalts­
gut erklärten Vermögenswerte - auch das gegenwärtige und 
künftige Vermögen der Ehefrau. Es ist deshalb nicht 
richtig, daß, wie die Hechtsbeschwerde meint, die Einfüh­
rung der Gütergemeinschaft sich einseitig nur auf das Ver­
mögen des Erblassers beschränkt habe.

Bio Auffassung des Beschwerdegerichts, daß der Ehe- 
vertrag von 6. Juli 1953 keiner Genehmigung nach Art. IV 
KRG Hr. 45 bedurft habe und daß auch keine gerichtliche 
Zustimmung gemäß § 7 Abs. 2 HöfeO in Betracht komme, weil 
die Einführung der Gütergemeinschaft weder eine Verfü­
gung von Todes wegen noch ein übergabevertrag sei, steht 
in Einklang mit der Rechtsprechung des Senats, insbe­
sondere auch mit dem Beschluß vom 11. Oktober 1956 
(V BLw 10/56, BGHZ 22, 19 = RdL 1957, 10). Dieser Be­
schluß betrifft einen Pall, in dem ein Hofeigentümer,
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dor mehrere Kinder hatte, den halben Miteigentumsanteil an 
□einem Hof auf seine Ehefrau übertragen hatte» Der Senat 
hat darin einen Übergabevertrag erblickt und im Zusammen­
hang mit den Ausführungen darüber, daß ein solcher Vertrag 
wegen der Übergehung der Kinder nach § 7 Abs» 2 HöfeO 
der Zustimmung des Gerichts bedurft habe, darauf hinge- 
v/iesen, daß auch die Vereinbarung der allgemeinen Güter­
gemeinschaft zu einer (vorübergehenden) Übergehung der Ab­
kömmlinge führe und daß durch die Einführung der Güter­
gemeinschaft ohne behördliche Genehmigung ein ähnlicher 
Erfolg wie durch Übertragung des Miteigentumsanteils er­
reicht werden könne, daß dieser Gesichtspunkt jedoch eine 
andere Beurteilung des Palles nicht zu rechtfertigen ver­
möge«

Die Rechtsbeschwerde glaubt dagegen, daß für den 
Gütorrechtsvortrag die gerichtliche Zustimmung erforder­
lich gewesen sei, weil die aus der Vereinbarung der allge­
meinen Gütergemeinschaft folgende Vorerbenstellung der 
Antragcgognerin zu 1 im Hinblick auf den Mangel jeglicher 
zeitlichen Beschränkung der Vororbschaft und aus anderen 
Gründen die Annahme rechtfertige, daß eine Übergehung der 
Antragstellern als gesetzlichen Hof orbin und bei Rechts­
gültigkeit der Adoption auch eine Übergehung des Antrags- 
gegners zu 2 mit Absicht herbeigeführt worden sei, während 
aus dem Beschluß vom 11« Oktober 1956 zu entnehmen sei, 
daß nach Ansicht des Bundesgerichtshofs die Vereinbarung 
der Gütergemeinschaft nur dann keiner Genehmigung bedürfe, 
wenn die dadurch begründete Vorcrbenstellung des über­
lebenden Ehegatten nur eine vorübergehende Übergehung der 
Abkömmlinge als Hoferben zur Folge habe« Diese Ausführungen, 
mit denen die Antragstellerin eine Abweichung von der vor­
erwähnten Entscheidung zu begründen versucht, sind un­
richtig. Die Begründung des Beschlusses vom 11« Oktober 1956
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enthält nichts, was dafür sprechen könnte, daß der Senat 
die von der Rechtsbeschwerde vermutete - auch mit dem ein­
deutigen Wortlaut des Gesetzes in Widerspruch stehende - 
Auffassung vertreten oder auch nur angedeutet habe«

Eine Abweichung von dem von der Recht sbeschv/erde ange­
führten Beschluß des Senats vom 3. Mai 1957 (V BI»w 50/56,
RdL 19579 211) liegt ebenfalls nicht vor. Gegenstand dieser 
Entscheidung war die Genehmigung der Grundstücksübertragungen 
von Jahre 1947. In dem vorbezeichneten Beschluß hat der 
Senat im Anschluß an die Verneinung des Beschwerderechts 
der Antragsgegnerin zu 1 ausgeführt, aus dom Pohlen einer 
Rcchtsbeeinträchtigung der Antragsgegnerin zu 1 folge ohne 
weiteres die Unzulässigkeit der Recht sbeschv/erde des An­
tragsgegners zu 2, der als Kacherbe keine weitergehenden 
Hechte haben könne als die Vorerbin und der nicht einmal 
eine rechtlich gesicherte Anwartschaft auf die Erbschaft 
habe, da die Vorerbin auf Grund des Erbvertrages in der 
Passung dos Vertrages vom 10. März 1954 berechtigt sei, 
anstelle des Adoptivsohnes einen anderen zum Hoferben zu 
berufen und diese Verfügung für den gesamten Hachlaß 
zu treffen oder auf das hoffreie Vermögen zu beschränken. 
Derjenige, der nur möglicherweise als weiterer Hoferbe 
in Betracht komme, habe aber nach der Rechtsprechung des 
Senats kein Beschwerderecht. Al

Die Recht sbeschv/erde meint, die Vorerbenstellung, 
die der Antragsgegnerin zu 1 durch die Einführung der
allgemeinen Gütergemeinschaft eingeräumt werden sollte,■ .. •$sei geradezu darauf angelegt, der Antragsgegnerin zu 1 
eine Rechtsstellung zu verschaffen, die sich kaum noch von 
einer Vollcrbin unterscheide. Wenn das Oberlandesgericht 
dennoch von der Gültigkeit des Ehe- und Erbvertrages 
von 1953 ausgegangen sei und nicht einmal die Genehmigungs­
bedürftigkeit dieses Vertrages bejaht habe, so sei es damit 
von den Beschluß vom 3. Mai 1957 abgev/ichen. Aus der Pest-
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Stellung, dai3 sich auf Grund der besonderen Ausgestaltung 
der beiden Verträge von 1953 und 1954 für den Antragsgeg­
ner zu 2 "nicht einmal eine rechtlich gesicherte Anwart­
schaft i.' auf die Erbschaft" ergebe, hätte das Oberlandes- 
gcricht, so:, meint die Rechtsbeschv/erde, zumindest die 
Genehmigungsbedürftigkoit des Erbvertrages von 1954 her- 
leiton müsseno

Mit der "Genehmigungsbedürftigkeit" der Verträge von 
1953 und 1954 ist offensichtlich das Zustimmungserforder- 
nis im Pall des § 7 Abs. 2 HöfeO gemeint. Die hier in 
Betracht kommenden Ausführungen des Beschlusses vom 
3. Mai 1957 beziehen sich lediglich auf das Beschwerde­
recht des Antragsgegners zu 2, das schon deshalb ver­
neint wurde, weil dem Antragsgegner zu 2 als 
Nacherben keine v/eitergehenden Rechte zuständen als der 
Vorerbin. Mit der gerichtlichen Zustimmung gemäß § 7 
Abs. 2 HÖfeO hat der Senat sich im Beschluß vom 3«. Mai 1957 
•nicht befaßt. Nach Läge der Sache bestand hierzu kein 
Anlaß. Infolgedessen kann auch das Beschwerdegericht - 
dadurch, daß es ein Zustimmungserfordernis nach § 7 Abs. 2 
HöfeO verneint hat, nicht von der vorbezeichneten Ent­
scheidung abgev/ichen sein. Eine Prüfung der Präge, ob 
die Berufung der Antragsgegnerin zu 1 zur Vorerbin auf Grund 
des Erbvertrages eine Übergehung der beiden Adoptiv­
kinder darstelle und somit der gerichtlichen Zustimmung 
bedurft hätte, hat das Oberlandesgericht nicht für er­
forderlich gehalten, weil die Antragsgegnerin zu 1 bereits 
durch die Vereinbarung der allgemeinen Gütergemeinschaft 
die rechtliche Stellung einer Hofvorerbin erlangt habe.
Auch insoweit ist eine Abweichung nicht ersichtlich. Daß 
die Berufung der Antragsgegnerin zu 1 zur Hofvorerbin in 
derselben Urkunde enthalten ist wie die Einführung der 
allgemeinen Gütergemeinschaft, ist für die rechtliche 
Beurteilung und damit auch für die Präge der Abweichung 
ohne Bedeutung.
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IO» Schließlich macht die Rechtsbeschv/erdc noch gel­
tend, das Oberlandesgericht hätte nach dem Vorbringen der 
Antragstellern, insbesondere auf Grund der Feststellungen 
in den Verfahren aus den Jahren 1952 und 1957, in denen 
es sich um die Hofzugehörigkeit der Brauerei und die Geneh­
migung der Verträge aus dem Jahre 1947 handelte, die Frage 
prüfen müssen, ob sich die in den Verträgen von 1953 und 
1954 getroffene Regelung der Hofnachfolge nicht als ein 
mißbrauch dos freien Bestimmungsrechts darsteile, zumal 
da die von der Antragstellerin vorgetragenen Tatsachen 
c-rlccnnon ließen, daß der Antragogegner zu 2 nur dem äußeren 
Anschein nach als Hof erbe eingesetzt worden sei, während 
in Wirklichkeit die Stellung des Hoferben der Antrags­
gegnerin zu 1 verschafft werden sollte, die nur pro forma 
auf dio Stellung einer Hofvorerbin beschränkt worden sei*
Die Kochtsbeschwerde meint, das Oberlandnsgericht sei da­
durch, daß es diese Prüfung unterlassen habe, von dem 
Beschluß des Senats vom 28« Januar 1958 (V Bl»w 46/57,
BdL 1958, 72 - LM HöfeO § 7 Nr. 18) abgewichen, der 
überdies die Feststellung enthalte, daß es für die Frage, 
ob die Voraussetzungen für die Annahme eines Mißbrauchs 
des freien Bestimmungsrechts im Einzelfall gegeben seien, 
auf die Verhältnisse im Zeitpunkt des Abschlusses des Erb­
vertrages ankomme»

• ' : ‘
Der Beschluß vom 28. Januar 1950i>ehandelt einen Fall, 

in dem eine Hofeigentümerin unter Übergehung ihres Sohnes, 
dei Zeit seines Lebens auf dem Hof gearbeitet und sich auf 
eine spätere Übernahme des Hofes eingestellt hatte, durch 
Erbvortrag eine ihrer Töchter als Hoferbin eingesetzt 
hatte. Der Senat hat in diesem Beschluß ausgeführt, daß ein 
IlofeigentUraer sein freies Bestimmungsrecht nicht mißbrauchen 
dürfe und eine unter Mißbrauch dieses Rechts "getroffene 
Hoferbcnbostimmung wegen Sittenverstoßes gemäß § 138 BGB 
nichtig sei. Es ist nicht ersichtlich, inwiefern das Be- 
cchv/erdogcrieht dadurch, daß es eine Sittenwidrigkeit der
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Iloferbenregelung verneint und die Antragsgegnerin zu 1 als 
Hofvorerbin angesehen hat, von den Grundsätzen der vorbe- 
zeichneten Entscheidung abgev/ichen sein soll» Das Vorbringen 
der Rechtsbeschwerde läuft darauf hinaus, daß dem Ober­
lande sgericht der Vorwurf einer mangelnden Aufklärung und 
Würdigung des Sachverhalts gemacht wird, der jedoch nur 
bei Zulässigkeit der Hechtsbeschwerde geprüft werden könnte. 
Daß für die Frage, ob ein Mißbrauch des freien Bestimmungs­
rechts vorliegt, die Verhältnisse im Zeitpunkt des Aböchlus- 
cos der Verträge maßgebend sind, hat das Oberlandesgericht 
nicht verkannte Das Beschv/erdegericht hat hierzu keine von 
dem Beschluß vom 28. Januar 1958 abweichende Rechtsauffas- 
cung vertreten»

D)
Da somit die Voraussetzungen des § 24 Abs» 2 Hr. 1 iv/VG 

nicht vorliegen, mußte die Rechtsbeschwerde als unzulässig 
verworfen werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 34 9 44, 45 I»wVG. 

Dr. Tasche Dr. Augustin Dr. Piepenbrock
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